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Ihre Redaktion „Streife“

was lange währt wird endlich gut. Das lange vor sich hin-

schlummernde Internetportal der Polizei NRW wurde endlich

renoviert. Eine durch das IM eingesetzte Projektgruppe befasst

sich zurzeit mit diesem Thema.

In einem ersten Schritt wurde die Homepage

www.polizei.nrw.de neu gestaltet. Das Layout wurde an die

Imagebroschüre der Polizei NRW (Rechtsstaatlich,

Bürgerorientiert, Professionell) angelehnt. Schon jetzt ent-

spricht die Website allen gängigen Normen. Dies ist gerade im

Hinblick auf die in 2004 kommende gesetzliche Forderung nach

Barrierefreiheit für Onlineangebote ein großer Schritt.

Durch das Behindertengleichstellungsgesetz (BGG NRW) wer-

den alle Behörden gesetzlich dazu verpflichtet, ihre

Internetangebote barrierefrei zu gestalten. Dies bedeutet

natürlich auch für alle Polizeibehörden und Einrichtungen

einen Relaunch.

Das Projekt Polizei-Online leistet hier eine Hilfestellung für die

Polizeibehörden und Einrichtungen. Das Layout wird an die

Anforderungen der Behörden und Einrichtungen angepasst.

Das Intranet wird im Projekt Polizei-Online ebenfalls berück-

sichtigt. In der November-Ausgabe wird die „Streife“ mehr

dazu berichten.

Für Rückfragen ist das Projektbüro wie folgt zu erreichen:

Projekt Polizei-Online, IM NRW

Tel.: 02 11 – 8 71-32 36

Fax: 02 11 – 8 71-16 32 36

E-Mail: polizei-online@im.nrw.de



nachtsgeldes bestehen. Eine Alternative

sehen auch andere Länder und der Bund

nicht: Alle planen oder vollziehen diese

harten, jede einzelne Beamtin und jeden

einzelnen Beamten treffenden Maßnah-

men.

Darüber hinaus soll – wie bekannt – die

Wochenarbeitszeit verlängert werden. Dies

ist aber nicht nur in Nordrhein-Westfalen

der Fall: Neben Hessen sind wir das der-

zeit einzige Land, in dem die Wochenar-

beitszeit noch 38,5 Std. beträgt. Alle an-

deren Bundesländer haben Wochenar-

beitszeiten zwischen 40 und 41 Std.; das

Land Hessen erwägt derzeit sogar eine

Erhöhung auf 42 Wochenstunden.

Allerdings: Nur mit der Erhöhung der Wo-

chenarbeitszeit von 38,5 auf 41 Stunden

hat der Finanzminister noch keine realen

Einsparungen im Personalbestand der

Landesverwaltung erreicht, was sein ei-

gentliches Ziel ist. Lassen Sie mich das

etwas ausführlicher erklären. Nach den

Berechnungsmodellen des Finanzministe-

riums entspricht die längere Wochenar-

beitszeit bei der Polizei rein rechnerisch

einer Erhöhung um 2 143 Stellen. Um

also das spürbare Ziel von Haushaltsein-

sparungen im Personalbereich zu errei-

chen, will der Finanzminister in allen

Ressorts alle durch die Wochenarbeits-

zeitverlängerung rechnerisch entstande-

nen Stellen streichen. Auch der Finanz-

minister weiß, dass dies zum Teil eine

theoretische Rechnung ist, wenn man z.B.

an die Mehrarbeit denkt. Im Interesse der

Inneren Sicherheit wollen wir einem um-

fangreichen Wegfall von Stellen natürlich

begegnen. In den Haushaltsverhandlun-

gen mit dem Finanzministerium hat das

Finanzministerium schließlich folgenden

Weg mitgetragen: Im Polizeibereich wer-

den wir die Lebensarbeitszeit verlängern.

Die dadurch bei den Pensionslasten er-

zielbaren Einsparungen sollen dazu ge-

nutzt werden, den aufgrund der 41-Std.-

Woche eigentlich erforderlichen Stellen-

abbau bei der Polizei zu vermindern. Dies

geschieht immerhin in einer Größenord-

nung von 945 Stellen.

Da wir mit der Anhebung der Lebensar-

beitszeit erst 2007 beginnen, müssen wir

in den Jahren 2004 bis 2006 die vom

Finanzministerium für die Polizei errech-

neten 412 kw-Vermerke erbringen. Wir

werden diesen Wegfall von Stellen durch

eine weitere Verbesserung der Arbeitsab-

läufe und -methoden kompensieren; kei-

nesfalls sollen diese Stellen im operati-

ven Polizeidienst entfallen. Insgesamt

hat die Polizei statt eines Abbaues von

2 143 Stellen einen Wegfall von 1 198

Stellen – 412 in 2004 bis 2006 und 786

ab 2007 auf einer noch zu vereinbaren-

den Zeitschiene – zu verkraften.

Da diese 1 198 Stellen nicht unmittelbar,

sondern über einen längeren Zeitraum

entfallen sollen, haben wir zunächst ein-

mal – das wird in der Diskussion oftmals

nicht berücksichtigt – bei der Polizei im

ersten Schritt einen nicht unerheblichen

Zuwachs an Arbeitszeitvolumen.
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Aus diesem Informationsschreiben, das den derzeitigen Stand der Überlegungen
darstellt, sind zahlreiche Fragen von Kolleginnen und Kollegen erwachsen. 
Die Redaktion „Streife“ hat deshalb den Abteilungsleiter Polizei im Innenministerium,
MinDgt. Norbert Salmon, um ein Interview gebeten.

Streife: Herr Salmon, warum sind

beide Maßnahmen, also die 41-Std.-

Woche und Lebensarbeitszeitverlänge-

rung, unverzichtbar?

Salmon: Nicht nur Nordrhein-Westfalen

ist in einer schwierigen Lage; die öffent-

lichen Haushalte verzeichnen Einnahme-

ausfälle – vor allem bei Steuern – in ge-

waltigen Dimensionen. Diesen mit weite-

ren Kreditaufnahmen zu begegnen, wäre

unverantwortlich. Um handlungsfähig zu

bleiben, muss die Landesregierung ge-

gensteuern und insbesondere die sehr

hohen Personalkosten – über 40% des

Landeshaushalts sind Personalausgaben –

nachhaltig senken. Aus der Sicht der Lan-

desregierung führt deshalb kein Weg da-

ran vorbei: Alle Beamtinnen und Beamte

müssen ihren Beitrag zur Konsolidierung

des Landeshaushaltes leisten. Dieser soll

nach der Entscheidung des Kabinetts –

welches sich die Einschnitte nicht leicht

gemacht hat – aus dem Wegfall des Ur-

laubsgeldes sowie der Senkung des Weih-

Der Informationsbrief von Innenminister

Dr. Fritz Behrens zum Polizeihaushalt

2004/2005 wurde auf seine Bitte hin 

in sämtlichen Polizeibehörden und -ein-

richtungen veröffentlicht (s. Seite 7).

„ S t r e i f e “  f r a g t  n a c h



Streife: Betreffen die Einschränkun-

gen und Sparmaßnahmen nur die

Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten?

Salmon: Von den Beschlüssen der Lan-

desregierung sind im Grundsatz alle

Beamtinnen und Beamten des Landes

betroffen. Die Erhöhung der Wochen-

arbeitszeit trifft alle gleichermaßen.

Auch die Verlängerung der Lebensarbeits-

zeit ist kein „Sonderopfer“ der Polizei: 

Im Justizvollzugsbereich, das ist weit-

gehend der mittlere Dienst, wird die

Altersgrenze einheitlich auf 62 Jahre an-

gehoben, im Wissenschaftsbereich steigt

die Altersgrenze auf bis zu 68 Jahre.

Rheinland-Pfalz hat die Pensionsgrenze

für Polizeivollzugsbeamte bereits verlän-

gert, nach meiner Einschätzung werden

andere Länder folgen.

Streife: Zum Lebensarbeitszeitmo-

dell –1 Jahr pro 10 Jahre regelmäßi-

gen Wach- und Wechseldienstes: Wer

ist genau gemeint, mit Wach- und

Wechseldienst? Auch die Kolleginnen

und Kollegen anderer Organisations-

einheiten, die Streifendienst versehen?

Salmon: Die weitere konkrete Ausge-

staltung bleibt dem Gesetzgebungsver-

fahren zur Änderung des Landesbeamten-

gesetzes vorbehalten; wir gehen davon

aus, dass hier Zeiten im durchgehenden

Wechselschichtdienst zu einer Absenkung

der vorgesehenen neuen Altersgrenzen

führen werden. Damit soll den besonde-

ren Belastungen, die ein durchgehender

Laufbahn der mittlere Dienst entfallen

wird. Aber erst 2009 werden alle Plan-

stellen des mittleren Dienstes in den ge-

hobenen Dienst überführt sein. Deshalb

ist auch für den mittleren Dienst eine

Regelung zu treffen, die allerdings nur in

Einzelfällen praktisch werden könnte. 

Die unterschiedlichen Altersgrenzen er-

geben sich nicht nur aus den unter-

schiedlichen Belastungen in den jeweili-

gen Verwendungen, sondern auch in der

Anerkennung des Wach- und Wechsel-

dienstes.

Streife: Welchen Einfluss hat die

neue Regelung zur Lebensarbeitszeit-

verlängerung auf laufende Vereinba-

rungen zur Frühpensionierung von

PVB?

Salmon: Der Gesetzentwurf sieht vor,

dass die bereits bewilligten Fälle von

Altersteilzeit nicht betroffen sind.

Streife: Vielen Dank Herr Salmon.
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Simulationssoftware der
Universität Duisburg

In Kürze kann von den Kreispolizei-

behörden ein von der Mercator-Uni-

versität Duisburg im Rahmen des Mul-

timedia-Projekts „Mechanik und Ver-

kehr“ entwickeltes Simulationspro-

gramm zur Aufklärung von Temposün-

dern im Straßenverkehr eingesetzt

werden. Auf einem Laptop kann den

Autofahrern anhand der gemessenen

Geschwindigkeit direkt vor Ort die

möglichen Unfallfolgen bildlich vor-

geführt werden. In einem bei der

Kreispolizeibehörde Kleve durchge-

führten Praxistest hat sich die Soft-

ware bewährt. Das Bildungszentrum

Neuss des Instituts für Aus- und Fort-

bildung der Polizei NRW wurde mit der

Beschaffung und Verteilung an alle

Kreispolizeibehörden beauftragt. 

IM NRW, Ref. 41.3 �

Wechselschichtdienst mit sich bringt,

Rechnung getragen werden.

Streife: Was heißt in diesem

Zusammenhang regelmäßig geleistete

Dienstzeiten? 10 Jahre an einem

Stück oder auch zusammengesetzte

Dienstzeiten?

Salmon: Der anrechenbare Wechsel-

dienst muss nicht „an einem Stück“ ab-

geleistet worden sein.

Streife: Ab wann werden die

angekündigten Maßnahmen – 

41-Std.-Woche und Lebensarbeitszeit –

umgesetzt?

Salmon: Vorgesehen ist, auch dies

bleibt aber dem Gesetzgeber vorbehal-

ten, die Verlängerung der Wochenarbeits-

zeit zum 1. Januar 2004 einzuführen. Die

Verlängerung der Lebensarbeitszeit für

die Polizei soll zum 1. Januar 2007 wirk-

sam werden. Für den Justizvollzugsbe-

reich beginnt die Verlängerung bereits

ein Jahr vorher.

Streife: Warum muss im Übrigen der

mittlere Dienst bis zum 62. Lebensjahr

arbeiten? Den gibt es doch bald 

gar nicht mehr! Warum muss der 

gehobene Dienst bis 63 und der

höhere Dienst sogar bis 65 arbeiten? 

Worin begründet sich der Unterschied,

insbesondere beim höheren Dienst?

Salmon: Richtig ist, dass auf Dauer in-

folge der Einführung der zweigeteilten

▼
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Schnell wurde klar, dass sich eine Gas-

explosion ereignet hatte. Den eintreffen-

den Kräften bot sich ein Bild der Verwüs-

tung. Die Wucht der Detonation riss fünf

stählerne Garagentore aus der Veranke-

rung und katapultierte sie bis zu 30 Me-

ter weit. Vier auf dem Hof geparkte

Dienstwagen wurden durch die Tore

getroffen und schwer beschädigt. Ein Ga-

ragentor hatte sich in cirka vier Meter

Höhe wie ein Lappen um eine Laterne

gewickelt (s. Seite 9). In den Garagen

wurden zwei Polizeikräder und ein

Motorroller durch die Luft gewirbelt und

massiv in Mitleidenschaft gezogen. Im

Untergeschoss stürzten Zwischenwände

ein, Feuerschutztüren wurden aus den

Verankerungen gerissen und wie Papier

zerknüllt. Bis in die oberen Stockwerke

gingen etliche Fenster und Glastüren zu

Bruch und in Decken und Wänden ent-

standen Risse. Umherfliegende Trümmer

beschädigten Fahrzeuge und Gebäude im

Umkreis von ca. 100 Metern. 

Obwohl im IuK-Technikraum verschieden

Schaltschränke aus den Befestigungsdü-

beln gerissen wurden und nur noch an

den Leitungen hingen, blieb die Technik

überraschenderweise insgesamt  funkti-

onstüchtig. Wie durch ein Wunder wurde

niemand verletzt. Zum Glück hielten sich

zum Zeitpunkt der Explosion zufällig alle

Kolleginnen und Kollegen in dem mit

Panzerglas geschützten  Wachbereich auf.

Die Scheiben hielten dem Druck stand,

sodass keine Splitterwirkung erfolgte. 

Noch am Unglücksabend eilten die

Behördenleitung und Vertreter der Stadt

Velbert – die Stadt Velbert ist Eigen-

tümerin des Dienstgebäudes – zum Un-

glücksort und ergriffen die ersten Maß-

nahmen. Bereits wenige Stunden nach

dem Ereignis konnten das hiesige Krimi-

nalkommissariat 11 und ein Sachverstän-

diger die Explosionsursache ermitteln.

Die Gasversorgungsleitung war unmittel-

bar vor der Mauerdurchführung gerissen.

Ausströmendes Gas sickerte in den Hei-
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K n a p p  a n  e i n e r  
Ka ta s t r o p h e  

vo r b e i g e s c h ra m m t

Am Montagabend, dem 1. September

2003, um 18.19 Uhr, erschütterte eine

ohrenbetäubende Detonation das Ge-

bäude der Polizeiinspektion Ost in Vel-

bert, Nedderstraße. Die sich zu diesem

Zeitpunkt im Hause befindlichen sechs

Kolleginnen und Kollegen standen wie

erstarrt oder warfen sich in Deckung.

Alle dachten an einen Anschlag. 

Sekunden später loderten Flammen aus

den zerstörten Fenstern des Unterge-

schosses. Alle verließen rasch das Ge-

bäude, brachten sich draußen auf der

Straße in Sicherheit und setzten über

Handy einen Notruf ab.

Ein Bild der

Verwüstung im

Bereich der

Fahrzeuggaragen 

und Technikräume.

Fotos: BESI Polizei

Mettmann und 

Peter Neumann, 

WAZ



zungskeller ein und es bildete sich ein

zündfähiges Gemisch. Als sich die Heiz-

anlage witterungsbedingt in den Abend-

stunden automatisch in Betrieb setzte,

erfolgte die Detonation.

Gleich am nächsten Tag begab sich der

Inspekteur der Polizei NRW, Dieter Wehe,

nach Velbert, um sich persönlich einen

Überblick zu verschaffen und um ein Ge-

spräch mit den am Unglücksabend be-

troffenen Bediensteten zu führen. Dabei

überbrachte er herzliche Grüße und gute

einen normalen Dienstbetrieb natürlich

nicht zu denken. Zunächst mussten eine

exakte Schadensaufnahme sowie Aufräu-

mungs- und Sicherungsarbeiten vorge-

nommen werden. Um eine provisorische

Anlaufstelle für hilfesuchende Velberter

Bürger zu gewährleisten, wurde beim PP

Krefeld „die Gläserne Wache“, ein zur mo-

bilen Polizeidienststelle umgebauter Li-

nienbus, erbeten. 

Die Anforderung gestaltete sich wahrhaft

unbürokratisch. Zwei Telefonate und der

Bus stand bis auf weiteres zur Verfügung. 

Überwältigt waren die Polizeibedienste-

ten von der Anteilnahme und der Unter-

stützung durch die Velberter Bevölke-

rung. Räumlichkeiten wurden angeboten,

Blumen gebracht und die unmittelbare

Nachbarschaft versorgten die Siche-

rungsposten und die Bediensteten in der

„Gläsernen Wache“ mit Kaffee, Tee, Kek-

sen und Brötchen.

Zurzeit laufen die Reparatur- und Reno-

vierungsarbeiten auf vollen Touren. Die

genaue Schadenhöhe ist noch nicht be-

ziffert, dürfte aber weit über 100.000,– €

liegen. Der Sachschaden ist aber völlig

unbedeutend zu dem, was alles hätte an

menschlichem Leid passieren können. Nur

einen Tag vor der Explosion hatten sich

im Velberter Dienstgebäude starke Poli-

zeikräfte zur Sicherung eines Fußball-

spiels aufgehalten. 

Die Verpflegungsausgabestelle befand

sich im Untergeschoss, in unmittelbarer

Nähe des späteren Explosionszentrums. 

Wir sind gerade noch einmal davonge-

kommen.

Uli Specht, KPB Mettmann
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Wünsche von Innenminister Dr. Fritz Beh-

rens, der verhindert war und nicht selbst

kommen konnte. Schnelle, unbürokrati-

sche Hilfe wurde zugesagt, ebenso wie

von einem Vertreter der Bezirksregierung

Düsseldorf, der sich auch am Unglücksort

unmittelbar informierte. 

Eine genaue Untersuchung des Gebäudes

durch Statiker ergab, dass keine Ein-

sturzgefahr bestand. Dennoch war an

IdP Dieter Wehe 

eilte nach Velbert, 

um sich persönlich

einen Überblick zu

verschaffen und um

ein Gespräch mit 

den Bediensteten 

zu führen.

Zwei Telefonate und „die Gläserne Wache“

des PP Krefeld stand wahrhaft unbüro-

kratisch bis auf Weiteres zur Verfügung.



rung betrogen haben, bei etwa 30 Pro-

zent liegen.

Ursachen

Die Voraussetzung für den Betrug von

Versicherungen durch Unfallmanipulatio-

nen wurde im wesentlichen durch eine

Entscheidung des BGH geschaffen, wo-

nach Versicherer verpflichtet sind, Schä-

den auf der Grundlage von Gutachten zu

regulieren (so genannte fiktive Abrech-

nung). Der Nachweis der Reparatur durch

die Vorlage einer ordentlichen Rechnung

ist nicht mehr erforderlich. Zwischen der

vom Gutachter ermittelten Schadensum-

me und den tatsächlichen Reparaturkos-

ten (Hinterhofwerkstätten etc.) ergeben

sich so interessante Differenzen, dass ein

ständiger Anreiz gegeben ist, Verkehrs-
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Au s  B l e c h  
w i rd  G o l d

–  Ve r s i c h e r u n g s b e t r u g
l i e g t  i m  T r e n d  

( Te i l  1 )
„Aufgrund der aktuellen wirtschaftlichen

Situation wird in den nächsten Jahren

von einem Anstieg der Vermögens-

delikte ausgegangen. Hiervon wird der

Versicherungsbetrug besonders stark

betroffen sein. Vielfach wird dies als

Kavaliersdelikt angesehen, die Hemm-

schwelle ist in diesem Bereich sehr

gering.“

Das belegen auch die aktuellen vom Markt-

forschungsinstitut PSYCHONOMICS ermit-

telten Zahlen: Nahezu 1,7 Millionen

Deutsche haben ihre Versicherungen in

jüngster Zeit betrogen, sieben Prozent

der Versicherungsnehmer manipulierten

ihre letzte Schadenmeldung, um dadurch

höhere Versicherungsleistungen zu erhal-

ten. Insgesamt dürfte die Quote derer,

die generell schon einmal ihre Versiche-

Unfallgegner 

war ein Audi. 

Das eingeprägte

Opelemblem

widerlegt diese

Behauptung.

Sachverhalt siehe

nebenstehenden

Kasten.

Fotos: 

PP Wuppertal



unfälle zu manipulieren. Die Versicherer

schätzen den bundesweiten Schaden auf

etwa 3 Milliarden Euro, der durch die Prä-

mienerhöhung der Kraftfahrzeug-Haft-

pflichtversicherung aller Versicherungs-

nehmer zu finanzieren ist. Von der Versi-

cherungswirtschaft wird vorgerechnet,

dass sich in einer Prämie von 500,– €

ein Anteil von circa 50,– € befindet, der

zum Ausgleich des Betrugsschadens

herangezogen wird.

Der manipulierte Unfall ist ein typisches

Dunkelfelddelikt. Straftäter, die Unfälle

manipulieren, um aus der Versicherungs-

leistung Profit zu ziehen, partizipieren

davon, dass

● vom Opfer bei einem provozierten Un-

fall,

● über den/die unfallaufnehmenden Be-

amten/innen

● dem ermittelnden Kriminalbeamten

● dem Schadensachbearbeiter der Versi-

cherung,

● bis hin zum Staatsanwalt,

ein unklares Bild über die Hintergründe,

Zusammenhänge und Ermittlungsmög-

lichkeiten gegeben ist.

Begünstigt durch systemimmanente

Strukturen ist 

● ein geringes Entdeckungsrisiko,

● eine relativ hohe Gewinnerwartung und

● ein geringes Sanktionsrisiko

die Folge für die Täter.

Begehungsformen des manipulierten

Verkehrsunfalls

Die Erscheinungsformen des Versiche-

rungsbetruges mit Fahrzeugbeteiligung

weisen viele Varianten auf, die nachfol-

gend im Einzelnen aufgeführt werden.

Die Betrugsmuster variieren, sodass eine

starre Einteilung nicht möglich ist. Krea-

tivität und Einfallsreichtum der Täter

führen mit der Zeit zur Entwicklung im-

mer neuer Methoden, um die Versiche-

rungen zu betrügen. Man unterscheidet

zwischen folgenden 

B e g e h u n g s -
f o r m e n :
Abgesprochener Verkehrsunfall

Bei dieser Variante handelt es sich um

die am weitesten verbreitete Art der

Unfallmanipulation. Zwei Personen, die

sich gut kennen und gegenseitig vertrau-

en, führen den Zusammenprall zweier

Kraftfahrzeuge bewusst herbei. Der Ab-

lauf des Schadenfalls ist vorher genau

abgesprochen, eine Zuordnung der Be-

schädigungen scheint bei oberflächlicher

Betrachtung einleuchtend. Das Fahrzeug

des Geschädigten trägt einen höheren

Schaden davon, als das des Verursachers,

da bei der regulierenden Versicherung

ein möglichst hoher Auszahlungsbetrag

erzielt werden soll. Eine polizeiliche Un-

fallaufnahme soll die anschließende

Schadenregulierung gegenüber der Versi-

cherung begünstigen. Den Beamtinnen

und Beamten wird deshalb eine eindeuti-

ge Schilderung des Unfallablaufs präsen-

tiert, wodurch eine intensive Unfallauf-

nahme verhindert werden soll. Der Verur-

sacher akzeptiert ein angebotenes Ver-

warnungsgeld widerspruchslos und gibt

seine „Schuld“ sofort zu.

Provozierter Verkehrsunfall

Der provozierte Verkehrsunfall zeichnet

sich dadurch aus, dass der Zusammenprall

von dem vermeintlichen Geschädigten

(Täter) unter Ausnutzung einer bestimm-

ten Unfallsituation und/oder einer Un-

achtsamkeit des arglosen Verkehrsteil-

nehmers vorsätzlich herbeigeführt wird.

Hierbei nutzen die Täter ihnen bekannte

Besonderheiten der Verkehrsführung aus,

um bei Einbeziehung der zu erwartenden

Fahrfehler anderer geschickt eine Unfall-

situation zu erzwingen. Anschließend soll

die Polizei in die Lage versetzt werden,

die Schuldfrage eindeutig zu klären, wo-

bei das zufällig ausgewählte Opfer als

Verursacher angesehen wird.

Ausgenutzter Verkehrsunfall

Es handelt sich bei dieser Gruppe um

ungewollte Verkehrsunfälle, die sich zu-

fällig ereignen. Der Geschädigte nutzt

dann die sich bietende Gelegenheit, um

bereits vorhandene Altschäden mit gel-

tend zu machen oder den bereits vorhan-

denen Schaden auszuweiten. Das Un-

rechtsbewusstsein der Täter ist dabei

nicht besonders ausgeprägt. 

Fingierter Verkehrsunfall

Hierbei handelt es sich um ein in Szene

gesetztes Ereignis, dass an einer vorher

ausgesuchten Stelle stattfindet. Zwischen

den Beteiligten wurde der Unfallhergang
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Ein Beispiel, auf das in den folgen-

den Beiträgen näher eingegangen

wird: Im Dezember 2002, kurz vor

Mitternacht, kam es in Wuppertal zu

einem Verkehrsunfall, bei dem der

Fahrer eines Audi (Leihwagen) die

Vorfahrt eines VW Passat nicht be-

achtete. Der Unfall wurde durch die

Polizei als Unfall der Kategorie „S“

aufgenommen. Über das Verkehrs-

kommissariat wurde der Vorgang an

das Fachkommissariat beim KK 33

weitergeleitet. Im Rahmen der Er-

mittlungen werden die Schäden an

beiden Fahrzeugen genauer unter-

sucht. Behauptet wurde ein Unfall

mit einem Audi... Nun, das deutlich

sichtbare, durch die Aufprallwucht

in den Lack des VW Passat einge-

prägte Opel-Emblem, wiederlegt

diese Behauptung nachweislich.



genau abgesprochen und festgelegt, um

anschließend übereinstimmende Aussa-

gen formulieren zu können. Damit die

hinzugezogene Polizei bei der Unfallauf-

nahme keinen Verdacht schöpft, werden

die Fahrzeuge vorher entsprechend posi-

tioniert und manchmal mitgebrachte

Glassplitter und Schmutzteile an der

Unfallstelle verstreut.

Fiktiver Verkehrsunfall

Bei diesem angeblichen Ereignis handelt

es sich um einen lediglich gegenüber der

Versicherung behaupteten Unfall, der

tatsächlich nie stattgefunden hat. Dieser

Schadenfall wird auch als Papierunfall be-

zeichnet, da er nur dort existiert. Für die

polizeiliche Praxis sind ausschließlich ab-

gesprochene und provozierte Verkehrsun-

fälle ausschlaggebend. Ab und zu kann

es passieren, dass man auch zu einem

fingierten Schadenfall gerufen wird.

Rechtslage

Handelt es sich um einen abgesproche-

nen Unfall, kommen die Straftatbestände

der §§ 263 (Betrug) und 265 (Versiche-

rungsmissbrauch) StGB sowie ab und zu

des § 315 b StGB (Gefährlicher Eingriff in

den Straßenverkehr) in Betracht. § 265

StGB wurde im Rahmen der Strafrechtsre-

form 1998 geändert, dennoch ist die

Rechtslage beim abgesprochenen Ver-

kehrsunfall nicht eindeutig. 

Beispiel: Mitte April diesen Jahres, ge-

gen 22.30 Uhr, kam es auf der Landes-

straße 74 zu einem Verkehrsunfall beim

Fahrstreifenwechsel. Durch die Unfallbe-

teiligten wurde behauptet, dass der Pkw

01 sich zunächst auf dem linken Fahr-

streifen befand und beim Wechsel auf

den rechten Fahrstreifen einen dort fah-

renden Pkw übersah. Es kam zu einer

leichten Berührung der beiden Fahrzeuge,

der Fahrer des Pkw 02 wich nach rechts

aus und prallte gegen die Leitplanke. Ein

kurze Zeit später folgender Pkw-Fahrer

musste eine Vollbremsung einleiten, um

nicht in die beteiligten Fahrzeuge zu fah-

ren, wurde aber durch herumliegende

Fahrzeugteile leicht beschädigt.

Für die zur Unfallaufnahme eingesetzte

Streifenwagenbesatzung ergaben sich vor

Ort Anhaltspunkte dafür, dass es sich um

einen absichtlich herbeigeführten Zu-

sammenprall handeln könnte, wobei die

später in die Unfallstelle hineinfahrende

Person daran nicht beteiligt war.

Im weiteren Verlauf wurden folgende

strafprozessuale Maßnahmen getroffen:

● Aufgrund des Manipulationsverdachts

wurde von einer charakterlichen Unge-

eignetheit der beiden Personen ausge-

gangen, da diese jeweils einen Führer-

schein auf Probe hatten. Die Führer-

scheine werden beschlagnahmt.

● An den beschädigten Fahrzeugen wur-

den Schäden festgestellt, die nicht

zum geschilderten Ablauf des Ver-

kehrsunfalls passten. Deshalb erfolgte

deren Sicherstellung zur Verkehrsun-

fallrekonstruktion.

Dieser Sachverhalt ist für die aufneh-

menden Polizeibeamten/innen einfach zu

bewerten, da es sich bei dem unfall-

verursachenden Fahrzeug um einen

Leihwagen handelt, für den bei Abschluss

des Mietvertrages eine Vollkasko-Ver-

sicherung abgeschlossen wurde. Dadurch

lag bereits bei der Manipulation des Ver-

kehrsunfalls ein Versicherungsmissbrauch

gemäß § 265 StGB vor. Außerdem kann

in diesem Fall von einem zusätzlichen

Verstoß gemäß 315 b StGB (Gefährlicher

Eingriff in den Straßenverkehr) ausge-

gangen werden.

Bei abgesprochenen Verkehrsunfällen ist

die Erfüllung dieses Tatbestandes aller-

dings erst möglich, wenn durch den ab-

sichtlich herbeigeführten Verkehrsunfall

Personen, die nicht Täter oder Teilneh-

mer sind, in Individualgefahr geraten,

also konkret gefährdet werden, z. B. un-

beteiligte Verkehrsteilnehmer, die durch

den Unfallvorgang gefährdet werden oder

hätten gefährdet werden können. Verän-

dert man den Sachverhalt dahingehend,

dass kein nachfolgendes Fahrzeug in die

Unfallstelle fährt und der verursachende

Leihwagen gegen ein altes Privatfahrzeug

ausgetauscht wird, das lediglich haft-

pflichtversichert ist, handelt es sich um

eine straflose Vorbereitungshandlung.

Dies kann für die eingesetzten Polizeibe-

amten/innen erhebliche Konsequenzen

haben, wenn diese die zuvor beschriebe-

nen strafprozessualen Maßnahmen tref-

fen. Sollten die Beschuldigten am nächs-

ten Tag zu einem Rechtsanwalt gehen,

der sich mit dieser Rechtslage auskennt,

würde der Schaden sicherlich nicht bei

der Versicherung des verursachenden

Fahrzeugs gemeldet und es läge weiter-

hin keine Straftat, sondern eine straflose

Vorbereitungshandlung vor. Somit wären

die bei der Unfallaufnahme getroffenen

Maßnahmen unrechtmäßig.

Ein Betrug gemäß § 263 StGB liegt bei

Begehung des manipulierten Unfalls noch

nicht vor. Erst wenn der Schadenfall bei

der jeweiligen Versicherung gemeldet

wird, handelt es sich um einen versuch-

ten Betrug und der zuvor beschriebene

Versicherungsmissbrauch gemäß § 265

StGB tritt zurück. Werden seitens der Ver-

sicherungsgesellschaft Zahlungen gelei-

stet, ist ein vollendeter Betrug gegeben.

Von größerer Bedeutung ist – abgesehen

vom Straftatbestand des Betruges und

möglichen Verstößen gegen die StVO –

der Verkehrsstraftatbestand, der beim ab-

gesprochenen Unfall möglicherweise,
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beim provozierten Verkehrsunfall grund-

sätzlich gegeben ist. Bei dieser Verkehrs-

straftat handelt es sich um den Tatbe-

stand des gefährlichen Eingriffs in den

Straßenverkehr gem. § 315 b StGB.

Rechtslage beim provozierten

Verkehrsunfall

Abgesehen vom Straftatbestand des Be-

truges und möglichen Verstößen gegen

die Straßenverkehrsordnung ist beim pro-

vozierten Verkehrsunfall grundsätzlich

eine Verkehrsstraftat gegeben. Bei dieser

Verkehrstraftat handelt es sich um den

Tatbestand des gefährlichen Eingriffs in

den Straßenverkehr gemäß § 315 b StGB.

Geahndet werden Verhaltensweisen, die

aufgrund einer bewussten Zweckentfrem-

dung eines Fahrzeugs verkehrsfremder

Einwirkung entsprechen, sich nämlich als

verkehrsfeindlich darstellen. Dieses sind

Fälle, in denen das Fahrzeug als Waffe

eingesetzt wird, in denen vom Täter

verkehrsfremde Ziele unter dem Schutz

eines normal erscheinenden Verkehrs-

vorganges verfolgt werden, wenn also der

Unfall nicht die Folge, sondern der Zweck

eines Fahrfehlers ist.

Aus diesem Grund ist eine fahrlässige

Begehung des Tatbestandes durch o.a.

Verhaltensweisen nicht möglich.

§ 315 b StGB ist ein konkretes Gefähr-

dungsdelikt, das die Beeinträchtigung der

Sicherheit des Straßenverkehrs mit Stra-

fe bedroht, wobei bei Eintritt der Indivi-

dualgefahr (Gefährdung von Leib oder Le-

ben eines anderen Menschen oder frem-

der Sachen von bedeutendem Wert) die

Sicherheit des Straßenverkehrs zwingend

beeinträchtigt wird. Führt die Tathand-

lung dagegen nicht zu einer individuellen

Gefährdung, kann ein Versuch lediglich

dann gegeben sein, wenn sie generell

geeignet war, den Straßenverkehr zu ge-

fährden.

Bei den drei möglichen Tathandlungen:

1. Anlagen oder Fahrzeuge zerstören, be-

schädigen oder beseitigen,

2. Hindernisse bereiten

oder

3. einen ähnlichen, ebenso gefährlichen

Eingriff vornehmen, kommen im Zu-

sammenhang mit dem manipulierten

Verkehrsunfall alle  Begehungsformen

in Betracht. So beschädigt ein Fahr-

zeug und bereitet ein Hindernis, wer

einen anderen durch eine Bremsung

absichtlich auffahren lässt, nimmt ei-

nen ähnlichen, ebenso gefährlichen

Eingriff (wie Nr. 1 und 2) vor, wer un-

ter Ausnutzung des Fehlers eines an-

deren diesen rammt. 

Von größter Bedeutung im Zusammen-

hang mit manipulierten Verkehrsun-

fällen ist, dass es bei Bejahung des

§ 315 b Abs. 3 StGB, d.h. wenn der

Täter in der Absicht handelt,

a. einen Unglücksfall herbeizuführen

oder

b. eine andere Straftat zu ermöglichen

oder zu verdecken, zu einem Wech-

sel des Deliktcharakters kommt. Aus

einem Vergehen wird ein Verbre-

chen.

Da bei manipulierten Verkehrsunfällen

sowohl der herbeigeführte Unglücksfall

als auch die Ermöglichung einer anderen

Straftat – nämlich des Betruges zum

Nachteil der Versicherung – sogar der

Zweck des absichtlich herbeigeführten

schädigenden Ereignisses ist, muss bei

vorliegendem Verdacht der Erfüllung des

Tatbestandes des gefährlichen Eingriffs

in den Straßenverkehr gem. § 315 b StGB

auch grundsätzlich das Verbrechen bejaht

werden. (Die Ausführungen zum § 315 b

StGB wurden aus dem Leitfaden „Polizei-

dienstkunde – Dienst- und Einsatzlehre“

von PHK Richard Taschenmacher entnom-

men.)
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Aus Blech wird Gold, Teil 2

Konkrete Hinweise für den täglichen

Dienst: In der Novemberausgabe wird

auf die immer wiederkehrenden Indi-

katoren beim abgesprochenen und

provozierten Verkehrsunfall einge-

gangen. Außerdem sollen die An-

forderungen an Polizeibeamtinnen

und -beamte bei der Unfallaufnahme

erläutert werden. Der abschließende

Beitrag in der Dezemberausgabe

beschäftigt sich dann mit der Sach-

bearbeitung. Mehr zu diesem Thema

finden Polizeibeschäftigte schon jetzt

im Intranet des PP Wuppertal.

KOK Ralf König, PP Wuppertal
▼



Zu r  Pe r s o n :
KOK Ralf König (r.) ist 42

Jahre alt und bearbeitet seit

13 Jahren beim PP Wuppertal

manipulierte Verkehrsunfälle.

Seit 1997 ist er auch in

diesem Zusammenhang als

Referent im Bereich der Aus-

und Fortbildung tätig. 

Streife: „Nicht alle Behörden setzen

einen Schwerpunkt auf die Bearbei-

tung dieser Betrugsvariante. Wie kam

es in Wuppertal dazu?“

„Ich war Mitte bis Ende der 80er Jahre im

Bereich der Unfallbearbeitung tätig. Ge-

rade in diesem Zeitraum fielen nicht nur

in meinem Bereich, sondern in allen

Wuppertaler Inspektionen manipulierte

Unfälle auf. Das führte dazu, dass bei der

ZKB eine Ermittlungskommission gegrün-

det wurde. Letztendlich wurde der Be-

reich dem Betrugskommissariat zugeord-

net.“

Streife: „Warum eigentlich in der ZKB,

kann das nicht auch ein VK leisten?“

„Es gibt zahlreiche Gründe für das Fach-

kommissariat. Es sind selten Einzeltäter,

die Unfälle manipulieren, meistens han-

delt es sich um organisierte Gruppen. Ein

aktuelles Beispiel: Ich bearbeite zurzeit

ein Verfahren gegen eine deutsch-polni-

sche Tätergruppe mit derzeit 25 Beschul-

digten, ca. 60 Unfällen und einer Scha-

denssumme von rund 1 Million Euro. Es

beginnt meist mit einem auffälligen Un-

fall, im Rahmen der Ermittlungen weitet

sich das Verfahren schnell aus und

sprengt die Möglichkeiten eines Ver-

kehrskommissariats. Alleine die umfang-

reiche Aktenführung bei derartigen Ver-

fahren lässt eine Bearbeitung neben dem

Alltagsgeschäft kaum noch zu. 

Für die zentrale Bearbeitung spricht in

jedem Fall die Erkenntnis, dass sich die

Täter nicht an Inspektionsbereiche halten

sondern im größeren Umfeld tätig sind.

Hinzu kommt, dass enge Kontakte mit

den Betrugssachbearbeitern der Versi-

cherungen für die Ermittlungsarbeit sehr

wichtig sind. Durch regelmäßige Teilnah-

me an Arbeitskreisen findet ein Erfah-

rungsaustausch zwischen den Versiche-

rungen und der Polizei statt. 

Streife: „Hat sich die Fortbildung

bewährt?“

„Die Kolleginnen und Kollegen stellen bei

der täglich Unfallaufnahme die Weichen

für eine erfolgreiche Deliktsbekämpfung

in diesem Bereich. Dazu gehört aber eine

Sensibilisierung für das Thema, das Wis-

sen über Indikatoren für Manipulationen

und eine professionelle Unfallaufnahme.

Beweise, die am Unfallort nicht gesichert

werden, sind häufig unwiederbringlich

verloren. Es geht gar nicht darum, die Tat

an Ort und Stelle zu klären, denn hinter

diesem einen manipulierten Unfall steckt

häufig eine ganze Serie. In diesem Be-

reich hat die Beschulung in der Aus- und

Fortbildung bereits viel verändert.“

Beitrag von Ralf König/

Jürgen Brenne
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als fast gänzlich unmöglich. Vor dem Hin-

tergrund dieser Situation war zu ent-

scheiden, wie es denn mit dem Eigensi-

cherungstraining im Rahmen des Fach-

hochschulstudiums weitergehen soll. 

Das Innenministerium hat im November

2002 eine Arbeitsgruppe, die sich aus

Vertretern aller an der Ausbildung direkt

beteiligten Behörden und Einrichtungen

zusammensetzte, eingerichtet. Auftrag

der Arbeitsgruppe war es, ein Konzept für

die Durchführung von Trainingspraktika

„Eingriffstechniken, Schießen/Nicht-

schießen“ während der fachtheoretischen

Studienzeit zu erarbeiten. 

Das von der Arbeitsgruppe erarbeitete

Konzept sieht folgende Eckpunkte vor:

1. Studierende sollen ab dem zweiten

Ausbildungsjahr während der Studien-

abschnitte S 3.1, Projekt und S 4 im

Rahmen je eines Fachpraxistages mit

ihrem Kurs in den Polizeiausbildungs-

instituten umfassend trainieren. Dabei

geht es vorrangig um Gewöhnungs-

übungen zur Handhabungssicherheit,

die situationsgerechte Bewältigung

polizeilicher Lagen sowie Vermittlung/

Wiederholung der Eingriffstechniken. 

2. Mit Beginn des sechsmonatigen Prak-

tikums 3 soll in jeder Kreispolizei-

behörde eine dreitägige Einführungs-

veranstaltung mit den Schwerpunkten

Schießen/Nichtschießen/Eingriffstech-

niken und ggf. Teilnahme am Dienst-

sport stattfinden. Eine Einbindung der

Multiplikatoren und Tutoren für den

Wachdienst bzw. Ermittlungsdienst ist

wünschenswert.

3. Im Rahmen des Praktikums 4 zum

Abschluss des Studiums sollen die

Studierenden mindestens ein ergän-

zendes Training in ihrer Praktikums-

behörde mitmachen.  

Durch die Modifikation der Trainingsprak-

tika „Schießen/Nichtschießen“ sowie

„Eingriffstechniken“ wird dazu beigetra-

gen, die Eigensicherung im täglichen

Dienst insgesamt weiter zu verbessern

und die Studierenden des Laufbahnab-

schnittes II noch handlungssicherer auf

die Praxis vorzubereiten.

Bernd Liedtke, BR Köln
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F i t  f ü r  d e n
z u k ü n f t i g e n

D i e n s t

Die Bedeutung und Notwendigkeit von

Eigensicherung während der täglichen

Dienstverrichtung ist unumstritten.

Daher ist es erforderlich, bereits in

der Ausbildung die Grundlagen für die

Eigensicherung zu schaffen. Damit

die notwendige Handlungssicherheit

tatsächlich gewährleistet ist, werden

die Basiselemente

● Schießen/Nichtschießen

und

● Eingriffstechniken

den Kommissaranwärtern von erfahrenen

Fachlehrern umfassend vermittelt. Dieses

geschieht im ersten Studienjahr im Rah-

men des Trainingsbausteins 2 bei den

Polizeiausbildungsinstituten. Hierfür sind

145 Stunden für das Segment Schießen/

Nichtschießen und 85 Stunden für die

neuen Eingriffstechniken pro Studieren-

den angesetzt. Für die darauffolgenden

zwei Ausbildungsjahre sollten die Beam-

tinnen und Beamten nach dem Erlass

über die Fachpraktische Studienzeit

grundsätzlich mindestens einmal monat-

lich am Eigensicherungstraining in ihrer

Ausbildungsbehörde teilnehmen. Die Um-

setzung dieser Regelung erwies sich

aufgrund personeller, organisatorischer

sowie räumlicher Schwierigkeiten in den

sechs Ausbildungsbehörden des Landes

–  l a n d e s we i t e s  
Ko n z e p t  f ü r  e i n  

E i g e n s i c h e r u n g s t ra i n i n g  w ä h re n d
d e s  Fa c h h o c h s c h u l s t u d i u m s  

w i rd  e i n g e f ü h r t

Bereits in der

Ausbildung sollen

die Grundlagen 

für Eigensicherung

gelegt werden.

Fotos: 

Jochen Tack, 

Archiv



Den Kolleginnen und Kollegen, die er

begleiten sollte, hatte es Dieter Wehe

freigestellt, zu entscheiden, ob er seinen

Dienst in ziviler Kleidung oder in Uniform

versehen sollte. Die überwiegende Mei-

nung war, den Inspekteur als uniformier-

ten Kollegen in das Streifenteam zu inte-

grieren.    

Bei der Begrüßung des ranghöchsten

Uniformträgers der nordrhein-westfäli-

schen Polizei hob PI-Leiter Udo Behren-

des hervor, dass Dieter Wehe ja nicht als

Inspekteur „vom Himmel gefallen“ sei,

sondern den Polizeiberuf „von der Pike

auf“ erlernt und dabei auch auf Erfah-

rungen im Streifendienst des Polizeiprä-

sidiums Köln zurückblicken kann. Da Die-

ter Wehe darüber hinaus auch Dienst-

gruppen- und Schutzbereichsleiter war,

habe er somit Erfahrungen innerhalb

einer PI gesammelt. Schmunzelnd fügte

der PI-Leiter hinzu, dass er sich aus die-

sem Grund nun gelassen in den Feier-

abend zurückziehen könne. Genau dies

war aber natürlich auch geplant, denn
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M i t  d e m  I n s p e k t e u r  
a u f  S t r e i f e

Referendarinnen und Referendare der

Staatsanwaltschaft, die im Rahmen

ihrer Ausbildung an Streifenfahrten

teilnehmen, sind für die Kolleginnen

und Kollegen bereits zur Alltäglichkeit

geworden. Aber für Freitag, den 

5. 9. 2003 hatte sich ein nicht alltäg-

licher Mitfahrer beim Polizeipräsidium

Köln angekündigt. Der Inspekteur der

Polizei NRW, Dieter Wehe, besuchte die

Polizeiinspektion 1. Hintergrund des

Besuches war der Wunsch des Inspek-

teurs, im Rahmen eines überlappenden

Spät-/Nachtdienstes einen authenti-

schen Einblick in das tägliche Dienstge-

schehen in der Kölner Innenstadt zu er-

halten und ungefiltert mit den Kolle-

ginnen und Kollegen ins Gespräch zu

kommen.

PM’in Heerwagen 

und der Inspekteur auf 

Streife.

Fotos: 

Jan Potente



Dieter Wehe wollte die Kolleginnen und

Kollegen auf dem Streifenwagen beglei-

ten und möglichst viele unmittelbare Ein-

drücke sammeln und Gespräche führen.

Ausgerüstet mit einer Dienstwaffe und

einer Schutzweste – die er sich im In-

nenministerium erst mal beschaffen

musste – begab sich Herr Wehe mit Polizei-

meisterin Anja Heerwagen (21 Jahre) und

Polizeikommissar Guido Dick (32 Jahre)

auf „Streife“. Dabei konnte Dieter Wehe

in einem persönlichen Trageversuch die

Alltagstauglichkeit der landesweit be-

schafften Unterziehschutzwesten am ei-

genen Leib feststellen. Er stellte fest,

dass ein stundenlanges Tragen der Weste

zwar zunächst gewöhnungsbedürftig sei,

das Tragen selbst aber nach mehreren

Stunden kaum noch bemerkt wird. Gleich-

zeitig konnte er jedoch feststellen, dass

die Unterziehschutzweste auf sehr große

Akzeptanz in der Kollegenschaft stößt.

Wehe wörtlich: „Es gab nur einen

Kollegen, der die Weste nicht trug. Auf

meine Frage antwortete er: Sie ist leider

nach der Wäsche nicht rechtzeitig trocken

geworden.“ Auch die Dienstgruppenleiter

berichteten dem Inspekteur gegenüber

von einer Tragequote von über 90 %.

Die anfängliche Befangenheit gegenüber

dem hochrangigen Mitfahrer war schnell

abgebaut. „Ich hatte zuerst das Gefühl,

dass ich wie damals in der Fahrschule

einen Prüfer im Fond sitzen hätte. Dieses

Gefühl baute sich aber schnell ab, da Herr

Wehe ein angenehmer und sympathischer

Gesprächspartner war.“ Es entwickelte

sich ein offenes Gespräch über die

Themen, die den Wachdienst beschäfti-

gen. Hierbei kamen insbesondere Fragen

der Zusammenarbeit zwischen dem Wach-

dienst und den Ermittlungsdienststellen

sowie das Verhältnis von Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeitern zu Vorgesetzten zur

Sprache. Thematisiert wurden auch Fra-

gen der Ausstattung mit Führungs- und

Einsatzmitteln. Einhellig wurden die Ver-

besserungen im Bereich der Ausstattung

mit Dienstkraftfahrzeugen (Originalton:

„Das beste, das wir je hatten!“) und die

Computerausstattung von den Kollegin-

nen und Kollegen hervorgehoben. Von

undifferenzierter Nörgelei also keine

Spur. Kritik wurde insbesondere am der-
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zeitigen Analogfunksystem und der Aus-

stattung mit funktionsfähigen Fotokame-

ras laut (Anmerkung der Redaktion: Zum

Sachstand in Sachen Digitalfunk verglei-

che die Streife 9/2003: Info-Newsletter,

was macht eigentlich der Digitalfunk?)

Aber nicht nur polizeiinterne Themen

wurden diskutiert. 

Auch das Verhältnis zwischen Bürger und

Polizei war Gegenstand des Gespräches,

insbesondere auch hinsichtlich des nicht

immer einfachen Publikums in den inner-

städtischen Vergnügungszentren und der

zunehmenden Aggressionsbereitschaft.

letzung, einer Schlägerei, einem Ver-

kehrsunfall mit Verletzten und einem

Raubüberfall (Täter am Ort). Er wurde

Augenzeuge einer Widerstandshandlung,

die mit der Ingewahrsamnahme des Tä-

ters endete (für Wehe die Gelegenheit,

sich über die Arbeitssituation im Polizei-

gewahrsam und in der Leitstelle zu infor-

mieren). Um 2.20 Uhr beendete Dieter

Wehe seinen „Streifendienst“ und begab

sich in den wohlverdienten Feierabend

eines Arbeitstages, der immerhin schon

um 8.00 Uhr im Innenministerium be-

gonnen hatte.

Es wurde jedoch nicht nur geredet, son-

dern auch gearbeitet. Nach 1 1/2 Stunden

und drei abwechslungsreichen Einsätzen

beendeten die Kollegin und der Kollege

ihren Spätdienst und „übergaben“ ihren

Mitfahrer an die Ablösung des Nacht-

dienstes, Polizeikommissar Christian

Schriek (39 Jahre) und Polizeikommissar

Wolfgang Krause (31 Jahre).

War es im Spätdienst ein bisher ruhiges

Einsatzgeschehen für Dieter Wehe,

änderte sich dies im Nachtdienst grund-

legend. Bis zum „Feierabend“ reihte sich

ein Einsatz an den anderen. So erlebte

der Inspekteur hautnah die Bearbeitung

von drei Streitigkeiten, einer Körperver-

Da man nicht sooft die Gelegenheit be-

kommt, den Inspekteur der Polizei als

Gast in der eigenen Dienststelle be-

grüßen zu dürfen, nutzten viele Kolle-

ginnen und Kollegen die Gelegenheit zu

einem Gespräch, um einem interessiert

und aufmerksam zuhörenden Inspekteur

die Belange des Wachdienstes zu Gehör

zu bringen.

Abschließend stellte der Inspekteur

nochmals dar, dass die Angelegenheiten

des Wachdienstes in den Führungsebenen

höchste Priorität haben und dass ihm die

Wichtigkeit dieser Anliegen durch die im

Rahmen der Mitfahrt gemachten Erfah-

rungen und durch die in den Gesprächen

vermittelten Ansichten der Kolleginnen

und Kollegen nochmals verdeutlicht wur-

de. Gleichzeitig wies er darauf hin, dass

die anstehenden Probleme nur in einem

gemeinsamen Verständnis der Aufgaben-

wahrnehmung gelöst werden können und

„Insellösungen zu kurz greifen“.  Wehe

wörtlich: „Die Anzahl unserer Kollegin-

nen und Kollegen und der Sachmittel sind

begrenzt. Wir werden nicht mehr Finanz-

mittel bekommen. Die Aufgaben werden

nicht leichter und nicht weniger. Mit Lan-

deskriminaldirektor Brillo bin ich einer

Meinung, dass wir die Herausforderungen

bewältigen können. Wir müssen nach

gemeinsamen Lösungen suchen und die

Anforderungen der Kriminalitäts- und

Unfallbekämpfung und der Einsatzbewäl-

tigung ganzheitlich angehen.“ In diesem

Zusammenhang betonte er, dass es für

alle Führungskräfte von großer Bedeu-

tung sei, unmittelbare Erfahrungen und

Eindrücke aus dem operativen Dienst zu

bekommen. Dieter Wehe wörtlich: „Wir

hören immer wieder, dass Führungskräfte

zu wenig über die Probleme der Basis

wissen, zu weit von der Praxis entfernt

sind. Ich will mir selbst ein Bild ver-

schaffen und bin begeistert, wie positiv

das bei den Kolleginnen und Kollegen an-

kommt. Ich möchte alle Führungskräfte

ermuntern, sich selbst regelmäßig vor Ort

über die besonderen Bedingungen der

Aufgabenerledigung unterrichten zu las-

sen. Damit gibt es auch die Möglichkeit,

die Kolleginnen und Kollegen vor Ort

über Hintergründe von Entscheidungen

und Entwicklungen zu informieren. Ich

lebe nach der Devise: Miteinander Reden

ist besser als Schreiben!“ Leere Effektha-

scherei? Für den Inspekteur offenbar

nicht. Bereits am darauffolgenden Frei-

tag hatte er eine Streifenfahrt mit der

Autobahnpolizei Düsseldorf vereinbart

und wahrgenommen.

Thomas Hoffmann, FSt. PI 1 Köln
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Dienstgruppenleiter

PHK Timmermann 

im Gespräch mit dem

Inspekteur



Delegation des Innenministeriums vom

2. bis 5. Oktober in Begleitung von

Behördenleitern, Polizeiseelsorgern und

dem Vorsitzenden des Polizei-Hauptper-

sonalrates einen Gegenbesuch zu den

derzeit mehr als 30 im Kosovo eingesetz-

ten Beamtinnen und Beamten aus NRW

unternommen. Die Streife wird hierüber

in einer der nächsten Ausgaben berich-

ten.

Nähere Informationen zu Auslands-

missionen stehen im Internet unter 

www.police-mission.de und im Intranet

unter Aktuelles zur Verfügung. �
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I n fo r m a t i o n e n
a u s  e r s t e r  

H a n d
Im Rahmen seines Heimaturlaubes aus

dem Kosovo unterrichtete LPD Stefan

Feller Innenminister Dr. Fritz Behrens,

Staatssekretär Hans Krings und Inspek-

teur Dieter Wehe über die aktuelle Lage

auf dem Balkan. LPD Feller nimmt

bereits seit März 2002 das Amt des

Police Commissioners der UNMIK-Polizei

im Kosovo wahr und ist damit Chef von

derzeit rund 3.800 internationalen

Polizistinnen und Polizisten aus 47 Na-

tionen sowie mehr als 5.700 einheimi-

schen Polizisten des KPS (Kosovo Police

Service).

Gegenstand des Gesprächs waren auch die

zurückliegenden Anschläge auf einheimi-

sche und internationale Polizisten, die

nicht nur bei den Kolleginnen und Kolle-

gen im Kosovo tiefe Betroffenheit auslö-

sten. Bei zwei hinterhältigen Attentaten

wurden Anfang August ein indischer Poli-

zeibeamter und im September ein albani-

scher Polizeibeamter des KPS getötet.

Über die im Kosovo eingesetzten nord-

rhein-westfälischen Polizeibeamtinnen

und -beamten wusste Feller Vieles und

Gutes zu berichten, da er neben seiner

Verantwortung für alle nationalen und in-

ternationalen Polizeikräfte auch regel-

mäßig Kontakt zu den Kolleginnen und

Kollegen aus NRW hält. Die interessierten

Fragen des Ministers konnte der Commis-

sioner daher umfangreich beantworten.

Unter Leitung von Inspekteur Dieter

Wehe, der zugleich Vorsitzender der bun-

desweiten Arbeitsgruppe Internationale

Polizeieinsätze (AG IPTF) ist, hat eine

Hoher Besuch im

Ministerium durch 

LPD Stefan Feller, 

Police Commissioner 

der UNMIK-Polizei im 

Kosovo (2. v. r.).

Foto: Red.
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Letzte Meldung:

Am 9. Oktober wurde der Antrag der Regierungsfraktionen

mit den Stimmen der SPD und Bündnis 90/Grünen im

Ausschuss des Landtages für Innen- und Verwaltungs-

strukturreform angenommen. �



Zu guter Letzt werden zum Beispiel auch

noch das Landeskriminalamt, die Wasser-

schutzpolizei und die Bezirksregierungen

in die Reformdiskussion einbezogen.

Kaum wird ein Vorschlag publik,

melden sich Kritiker zu Wort:

● Dann wird schon mal das Gespenst vom

unregierbaren Großpräsidium hochge-

halten.

● Oder die irrationale oder emotionale

Angst um den Verlust von Orts- und

Bürgernähe wird geschürt.

● Die Krone der Kritik trägt die ab-

wegige Befürchtung, bei einer Kon-

zentration der Kreispolizeibehörden

werde der ländliche Raum polizeilich

entblößt.

Wichtig ist heute anzuerkennen, dass

sich auch die Polizei mit ihrer Organisa-

tion und Technik den aktuellen gesell-

schaftlichen Herausforderungen – von der

Globalisierung  bis zur Kriminalitätsent-

wicklung – stellen muss. 

Genauso wichtig ist der erkennbar breite

Konsens darüber, dass offenkundig Hand-

lungsbedarf besteht.

Dabei lege ich Wert auf die Feststellung,

dass es nicht um die Qualität der tägli-

chen polizeilichen Arbeit geht. Die Poli-

zeibeamtinnen und Polizeibeamten der

nordrhein-westfälischen Polizei leisten

hervorragende Arbeit. Dafür bin ich,

dafür sind wir alle als Bürgerinnen und

Bürger dankbar.

Es geht ausschließlich um Strukturen und

zum Beispiel auch um die optimale Ein-
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Po l i z e i s t r u k t u r r e fo r m  
f ü r  m e h r  S i c h e r h e i t  

i n  N RW
Herr Präsident, meine Damen und

Herren,

die Frage nach der richtigen Aufbauorga-

nisation der nordrhein-westfälischen

Polizei ist aktuell – und höchst umstrit-

ten.

Bereits seit geraumer Zeit werden in

erster Linie von politischer wie von ge-

werkschaftlicher Seite unterschiedliche

Modelle der Polizei in Nordrhein-Westfa-

len vorgestellt und favorisiert. Aber auch

unterschiedliche Amtsinhaber im Bereich

der Polizei, interessierte Kommunalpoli-

tiker, besorgte Bürgerinnen und Bürger

sowie viele andere Institutionen und

Stellen beteiligen sich an der Diskussi-

on. 

Es vergeht kaum eine Woche, in der nicht

über einen neuen Vorschlag in den

Medien berichtet wird, und wenn es nur

darum geht, ob zwei benachbarte Poli-

zeipräsidien zusammengelegt werden

könnten.

Mal hält man eine Reduzierung der Zahl

der Kreispolizeibehörden auf fünf oder

sechs Großpräsidien für denkbar und rich-

tig, mal werden 20 bis 22 Kreispolizei-

behörden für angemessen angesehen. Da-

zwischen gibt es mittlerweile beinahe

jede Variante.

R e d e  vo n  I n n e n m i n i s t e r  
D r.  F r i t z  B e h re n s  a n l ä s s l i c h  d e r
D e b a t t e  i m  L a n d ta g  z u m  
A n t ra g  d e r  F ra k t i o n  d e r  S P D  
u n d  d e r  F ra k t i o n  
B ü n d n i s  9 0 / D i e  G r ü n e n  –  
„ Po l i z e i s t r u k t u r r e fo r m  f ü r  
m e h r  S i c h e r h e i t  i n  N RW “  –  
a m  2 .  O k to b e r  2 0 0 3  i n
D ü s s e l d o r f .



satzmöglichkeit zukünftig kommender

neuer polizeilicher Technik.

Dabei ist klar: Die Strukturreform der Po-

lizei ist eine große Aufgabe. Die Vorstel-

lungen und Meinungen über das richtige

Modell gehen weit auseinander. Es gibt

eine Fülle offener Fragen. Der Klärungs-

bedarf ist hoch. Der richtige Weg in die

Zukunft will gut überlegt sein.

Deswegen habe ich hier im Plenum, im

Ausschuss für Innere Verwaltung und Ver-

waltungsstrukturreform und in zahlrei-

chen öffentlichen Diskussionen immer

wieder erklärt, ich werde für die laufende

Legislaturperiode keine Vorschläge zur

Neuorganisation der Polizei unterbreiten. 

Ich weiß nämlich: eine solche Aktion

braucht Zeit und ist nicht im Handum-

drehen erfolgreich umgesetzt.

Deshalb begrüße ich den Vorschlag der

Fraktion der SPD und der Fraktion von

Bündnis 90/Die Grünen, eine Kommission

einzurichten, die dem Landtag – und das

ist wichtig: ohne vorherige Vorfestlegun-

gen auf ein bestimmtes Modell – einen

eigenen Vorschlag erarbeiten und unter-

breiten soll.

Ich habe hohe Erwartungen an diese

Kommission und an ihre Ergebnisse. Eine

Strukturreform der Polizei in Nordrhein-

Westfalen kann aber nur dann erfolgreich

sein, wenn drei Voraussetzungen erfüllt

sind; und das sind auch meine Vorbedin-

gungen, ohne die ich keiner Organisati-

onsentwicklung zustimmen werde:

1. Die Neuorganisation muss zu mehr

Bürgernähe führen.

Dazu ist es notwendig, dass weniger Po-

lizeivollzugsbeamtinnen und -beamte in

Stabstellen eingesetzt werden. Durch die

eintretenden Synergieeffekte können

operative Dienststellen, das sind Polizei-

wachen und Kriminalkommissariate, per-

sonell verstärkt werden. Auch die Präsenz

der Polizei auf der Strasse muss erhöht

werden.

2. Die Neuorganisation muss die

Ortsnähe der Polizei stärken.

Dazu ist es zunächst notwendig, alle Po-

lizeidienstellen, die von den Bürgerinnen

und Bürgern tagtäglich wahrgenommen

werden, zu erhalten, wenn es irgend

möglich ist. Wenn es zu notwendigen Zu-

sammenlegungen kommt, kann es nur in-

terne Organisationseinheiten, wie zum

Beispiel die Abteilungsstäbe, Lagezen-

tren oder Leitstellen, betreffen.

3. Die Neuorganisation muss die poli-

zeiliche Technik optimal einsetzen.

Dazu ist es etwa notwendig, das Konzept:

eine Behörde – eine Leitstelle zu über-

denken. Die Behauptung jedenfalls, von

einer Leitstelle könne allenfalls das Ge-

biet eines Kreises betreut werden, kann

leicht widerlegt werden. Gegenbeispiele

sind die Polizeipräsidien Köln und Aachen

und die Polizeipräsidien Recklinghausen,

Bochum und Wuppertal.

Meine Damen und Herren, das sind auch

meine Bedingungen und Erwartungen an

die Kommission! Es ist mir wichtig, das

hinterher ein Mehr für die Innere Sicher-

heit herauskommt. Eine Reform um der

Reform willens ist mit mir nicht zu ma-

chen!

Das sind meine Erwartungen an 

die Kommission!

Strukturreformen in der Polizei sind

nichts Außergewöhnliches. Ich sage das,

damit die vor uns stehende Aufgabe rich-

tig eingeordnet werden kann.

Die letzte große Umstrukturierung der

Kreispolizeibehörden erfolgte 1993.

Die jüngste Reformmaßnahme betraf die

ehemaligen Aus- und Fortbildungsein-

richtungen. Sie wurden gerade erst im

September 2003 zum neuen Institut für

Aus- und Fortbildung der Polizei zusam-

mengelegt. 

Dazwischen liegen zehn Jahre kontinu-

ierlicher Strukturverbesserungen.

Die anstehende Frage der Neuorganisati-

on der Polizei ist also eine Aufgabe, wenn

auch eine nicht alltägliche und beson-

ders wichtige Aufgabe, die in einer klaren

Tradition polizeilicher Organisationsent-

wicklung steht.

Ich blicke über die Landesgrenzen!

Auch in anderen Bundesländern wurden

noch vor kurzem und werden noch aktu-

ell die Polizeistrukturen reformiert. So

zum Beispiel in Hessen, Niedersachen,

Brandenburg, Sachsen, Mecklenburg-Vor-

pommern und  Schleswig-Holstein.

Nordrhein-Westfalen ist also kein be-

fremdlicher Einzelfall. Im Gegenteil. Wie

andere Bundesländer erkennen wir die

Zeichen der Zeit und wollen das tun, was

getan werden muss.

Die Einsetzung einer Kommission, die die

im Antrag aufgeführten Fragestellungen

und die die vorliegenden Untersuchun-

gen aus dem Polizeibereich in die Über-

legungen einbezieht, die aber auch den

Blick in Nachbarländer und Nachbarstaa-

ten wirft, ist daher ein guter und vor al-

lem geeigneter Weg, um zu überzeugen-

den Ergebnissen für Nordrhein-Westfalen

zu kommen.

Ich unterstütze diesen Weg, wie ich die

Kommission mit allen Mitteln unterstüt-

zen werde, wenn dieser Antrag Ihre

Mehrheit finden wird.

Ich bitte daher um Zustimmung, den An-

trag zur Beratung an den Ausschuss für

Innere Verwaltung und Verwaltungsstruk-

turreform zu überweisen. �

Es gilt das gesprochene Wort.
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aktuelle Meldungen, wie z.B. den abge-

druckten gemeinsamen Antrag der Regie-

rungsfraktionen und die Rede des Innen-

ministers, hinterlegt. Daneben finden Sie

weitere Informationen zur derzeitigen Or-

ganisationsstruktur und Links zu Inter-

netseiten, die das Thema „Polizei und

Neuorganisationen“ zum Inhalt haben.

Die Themenseite zur Neuorganisation, die

auch im Intranet der Polizei zu lesen ist,

soll neben weiteren Maßnahmen der

Öffentlichkeitsarbeit ihren Beitrag dazu

leisten, die Polizeibeschäftigten über den

aktuellen Stand der Neuorganisation

schnellstmöglich zu informieren. �
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O n l i n e - I n fo r m a t i o n e n  z u r
Po l i z e i s t r u k t u r r e fo r m
Die Portalseite zur nordrhein-westfäli-

schen Polizei wurde von Grund auf neu

gestaltet. Sie finden sie unter der

Internetadresse: www.polizei.nrw.de.

Das Layout wurde an die Imagebroschüre

unserer Landespolizei – Rechtsstaatlich,

Bürgerorientiert, Professionell – ange-

lehnt.

Neben vielen aktuellen Informationen

über die nordrhein-westfälische Polizei

und ihre Aufgaben finden Sie auf der

Portalseite im Bereich „Wir über uns“

auch die Themenseite zur Neuorganisati-

on der Polizeibehörden in Nordrhein-

Westfalen. Hier hat das Innenministerium

R E C H T
Abgleich von Beweisfotos der Verkehrs-

überwachung mit den im Personalmelde-

register gespeicherten Lichtbildern (OLG

Stuttgart NVZ 2002, 574).

Das OLG Stuttgart hatte entschieden,

dass eine Einsichtnahme in das Personal-

melderegister (sofern in der Sache nötig)

stets durch § 46 OWIG gedeckt ist. Es hat

insoweit insbesondere darauf hingewie-

sen, dass andere Maßnahmen zur Fahrer-

ermittlung (Aufsuchen des Halters am

Arbeitsplatz, in der Wohnung, Nachbar-

schaftsbefragung) einschneidender und

mit der Gefahr der Verjährung verbunden

wären. Besonders erwähnt hat das OLG

Stuttgart die Einschränkungen des Per-

sonalausweisgesetzes für den Fall, dass

die Bußgeldbehörde online auf die Daten

des Personalmelderegisters zugreift. Dies

ist danach nur einer/einem dazu beson-

ders ermächtigten Beamtin/Beamten er-

laubt und muss zwecks nachträglicher

Überprüfbarkeit der Rechtmäßigkeit do-

kumentiert und so ausgestaltet sein, dass

Missbrauch verhindert wird. �



länder entwickelt hat. Die Entwicklung

des Systems erfolgte auf einer extra beim

PP Essen eingerichteten Pilotierungs-

plattform. In dieser Zeit wurde das Pro-

gramm immer wieder verändert und an-

gepasst.

griertes Grafikprogramm bietet die Mög-

lichkeiten zum Erstellen von Lagekarten.

Die direkte Anbindung der Einsatzab-

schnitte an Lupus und damit ein Zugriff

anderer Dienststellen oder Organisations-

einheiten auf die Daten des Führungs-

Das Programm leistet einen elektroni-

schen Belegfluss zur internen Kommuni-

kation und Information und damit eine

einheitliche Dokumentation. Ferner bie-

tet es eine Unterstützung bei der Bereit-

stellung von Lageinformationen (z. B.

Einsatzakten, Lagekarten, HTML-Dateien

für bestimmte Lagefelder) und das

Erstellen von Einsatzkonzeptionen mit

der Zuordnung von Aufträgen, Kräften,

Material und Kommunikationswegen. Das

Ganze ist in einer Baumstruktur und als

Organigramm darstellbar. Daneben beste-

hen umfangreiche Such- und Filterfunk-

tionen. Über eine Schnittstelle zum Ein-

satzleitsystem kann z. B. bei Geiselnah-

melagen unmittelbar auf Protokolldaten

aus Cebius zugegriffen werden. Ein inte-

stabes ist bisher nicht vorgesehen. Aller-

dings besteht die Möglichkeit des

Informationaustausches via E-Mail.

Mit der Entwicklung von Lupus ist NRW

Vorreiter im Bundesgebiet, wenngleich

Niedersachsen zur Expo 2000 etwas

früher in den „Genuss“ der ersten Aus-

baustufe (Belegfluss) der Software kam

und auch Schleswig-Holstein mit dem

Aufbau eines eigenen Systems befasst ist.

Die Hardwareausstattung der Behörden

mit Ständigen Stäben erfolgte Ende 2001

und die Installation der Software bis

April 2002.

Anschließend fanden die Beschulungen

der Mitarbeiter der Ständigen Stäbe als

Multiplikatoren statt. Pro Standort waren

dafür insgesamt sechs Tage erforderlich.
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L u p u s
Die Zeiten, in denen die Informations-

bearbeitung im Führungsstab mittels

Papierbeleg erfolgte, gehören der

Vergangenheit an. Seit März 2003 ist

die Unterstützungssoftware für den

Führungsstab mit dem Systemnamen

„Lupus“ (Lageunterstützung für den

polizeilichen Führungsstab) in den

Behörden mit Ständigen Stäben einge-

führt.

Seitdem es Ständige Stäbe gibt, gab es

Bestrebungen, eine DV-Unterstützung für

die Führungsstabsarbeit zu bekommen.

Nachdem ein erster Versuch Anfang der

90er Jahre im Sande verlief, wurde 1996

unter Leitung der ZPD und Mitgliedern

aus den sechs Ständigen Stäben zunächst

die Arbeitsgruppe „AG FÜST“ eingerich-

tet. Sie untersuchte die Datenflüsse und

beschrieb die Tätigkeiten in einem

Führungsstab. Heraus kamen drei wesent-

liche Funktionsbereiche, für die eigen-

ständige Programmmodule zu entwickeln

waren:

– Lagebewältigung konzipieren und ver-

anlassen

– Lagedaten aufbereiten

– Ressourcen verwalten.

Weil es auf dem Markt keine Software von

der Stange zu kaufen gab, die die spezi-

ellen Bedürfnisse der Führungsstabsar-

beit abdeckt, musste diese – wie schon

zuvor das Einsatzleitsystem (Cebius) –

speziell entwickelt werden. Die Arbeits-

gruppe entschied sich nach einer Markt-

schau und Präsentationen von sechs

Firmen für die Fa. Debis – heute T-

Systems –, die auch schon das Einsatz-

leitsystem für NRW und andere Bundes-

– E i n f ü h r u n g  e i n e r  
s p e z i e l l e n  S o f t wa re  f ü r  d i e  
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Im September und Oktober 2002 schlos-

sen sich weitere mehrtägige Modulbe-

schulungen für die Lagedarstellung, die

Ressourcen- und die Konzeptionsverwal-

tung an. 

In einem weiteren Schritt wurden alle

Beamtinnen und Beamten, die ihren

Dienst im Nebenamt im Führungsstab

versehen, mit der Software vertraut ge-

macht. Anschließende Stabsrahmenübun-

gen gaben die nötige Handlungssicher-

heit.

Gut gerüstet konnte Lupus somit in den

Echtbetrieb gehen. Die ersten Einsatzla-

gen, die mit Lupus ohne größere Proble-

me geführt und dokumentiert wurden,

waren die Karnevalsumzüge am 3. 3. 2003

in den Behörden Köln, Düsseldorf und

Münster. Fast im Anschluss folgten in-

nerhalb kürzester Zeit eine Entführungs-

lage, eine Fahndungslage und eine de-

monstrative Aktion. Mittlerweile wurde

Lupus insgesamt bereits circa 40-mal er-

folgreich eingesetzt.

Der taktische und technische Nutzen des

Lupus-Systems stieß bei den Mitarbeitern

der Ständigen Stäbe sehr schnell auf eine

positive Resonanz. Die wichtigsten Vor-

teile bestehen dabei in der papierlosen,

sofortigen und verlustfreien Belegvertei-

lung an alle in Frage kommenden Sach-

bearbeiter, verschiedenen schnellen und

komfortablen Visualisierungsmöglichkei-

ten u. a. durch automatisierte Organi-

grammerstellung einschließlich des grafi-

schen Befehls, einer  Kräfte- und Materi-

al-/Ressourcenverwaltung sowie umfang-

reichen Recherchemöglichkeiten ohne zu-

sätzliche Eingaben in früher gesondert

geführten Datenbänken. Durch den Ein-

satz von Lupus sind in den Ständigen

Stäben Personalressourcen für andere

Aufgaben nicht zuletzt deshalb frei ge-

worden, als dass für die Verteilung der

Belege umfangreiche Kopierarbeiten

nicht mehr notwendig sind.

Vom Start der Arbeitsgruppe bis zur Ein-

führung des Systems vergingen insgesamt

sieben Jahre. Auch heute ist eine Spezi-

fizierung (Beschreibung) des Systems

noch nicht bis ins letzte Detail erfolgt. Es

handelt sich somit um eine erste Version,

die im laufenden Betrieb ständig weiter-

zuentwickeln ist. Ein besonderer Dank

gilt an dieser Stelle dem ursprünglichen

Leiter der Arbeitsgruppe PD Koriath für

sein Engagement bei der Etablierung des

Projektes.

Thomas Eckhard, StST PP Köln –

Elmar Seidel, ZPD NRW
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Nur auf den Datenstationen und Einsatz-

leitstellen gab es damals so genannte

Computerterminals, die mit dem Groß-

rechner im Düsseldorfer Rechenzentrum

verbunden waren. Die Terminals dienten

zur Nutzung für das zwischenzeitlich

veraltete Fahndungssystem PIKAS,

welches vor einigen Wochen durch POLAS

ersetzt wurde. Lange genug hat es

gedauert, bis der vermeintliche Fort-

schritt kam und heute ist der polizeiliche

Alltag ohne Unterstützung durch die

Informationstechnologie (IT) nicht mehr

denkbar.

Begannen wir zunächst mit Einzelplatz-

lösungen, also dem reinen Ersatz der

Schreibmaschine durch den PC, so findet

sich in der Regel auf unseren heutigen

Arbeitsplätzen modernere Technik, nach

vorgegebenen Standards, mit Anschluss

an das „Cooperate Network der Polizei

NW“ (hier kurz CN-Pol NW genannt). Das

englische Wort „Cooperate“ steht für die

gleichzeitige Nutzung sowohl des inner-

polizeilichen Telefonverkehrs als auch der

Datenübertragung innerhalb eines ge-

meinsamen Netzes. 

Parallel mit dieser Entwicklung stieg auch

die Anzahl der auf dem CN-Pol NW lau-

fenden polizeilichen IT-Verfahren. Zu den

bekanntesten dürften z. B. das taktische

Nachrichtenübermittlungssystem X.400,
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In dieser Ausgabe werden wir Sie hinter

die Kulissen des zentralen Betriebes der

Landesanwendungen blicken lassen und

die Fehlerbearbeitung durch das Zen-

trale Service Center vorstellen.

Können Sie sich noch daran erinnern? Gar

nicht so lange her, da wollten einzelne

gutmeinende Firmen und Institutionen

ihre örtliche Polizei unterstützen und

boten ihre ausrangierten Computer an,

damit unsere Kolleginnen und Kollegen

endlich die gute alte „Olympia“ gegen die

moderne Bürotechnik tauschen konnten.
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das dezentrale Schichtdienstmanagement

(DSM) und POLAS gehören.

Insgesamt laufen zurzeit etwa 30 ver-

schiedene zentrale IT-Verfahren auf dem

CN-Pol NW. Dem zentralen Betrieb in den

ZPD obliegt nun die herausfordernde Auf-

gabe, alle zentralen IT-Verfahren mit der

dahinterliegenden komplexen Technik so

lauffähig zu halten, dass ein nahezu un-

gestörter Betrieb ermöglicht wird. Um

diesem Anspruch gerecht zu werden,

muss der zentrale Betrieb vier Kernauf-

gaben erfüllen:

● Schaffung der Voraussetzungen für den

eigentlichen Betrieb (Konfiguration

der CN-Pol-Komponenten und der zen-

tralen Server, Datensicherung, Strom-

Notstromversorgung, Leitungsüberwa-

chung etc.) 

● Fehlermanagement (Entgegennahme

und Lösung von Störungsmeldungen)

● Die polizeifachliche Betreuung zentra-

ler IT-Verfahren (z.B. DSM, POLAS, M1)

● Die Produktion (Verarbeitung von Da-

ten für bestimmte Auswertungen, z.B.

Listenerstellung aus der Verkehrsun-

falldatei und der Polizeilichen Krimi-

nalstatistik)

Die dahinterliegenden Aufgaben sind sehr

komplex, sodass hier nur beispielhaft die

Aufgabenerfüllung im Bereich des Feh-

lermanagements dargestellt wird.

Selbstverständlich kennen Sie eine poli-

zeiliche Einsatzleitstelle, die 24 Stunden

am Tag mit Unterstützung moderner Tech-

nik eine Vielzahl von eingehenden An-

und Notrufen einer Polizeibehörde hand-

habt, dokumentiert und an die „zuständi-

gen Stellen“ weiterleitet. Auch der zen-

trale Betrieb unterhält eine 24 Stunden

besetzte Dienststelle im Zentralen Service

Center. An 365 Tagen im Jahr werden alle

eingehenden Fehlermeldungen über die 

Hotline-Nr. 07-223-5500

entgegengenommen und bearbeitet. Al-

lerdings gilt dies mit der Einschränkung,

dass die IT-Spezialisten in unseren Poli-

zeibehörden zunächst im eigenen Bereich

versuchen müssen, festgestellte Proble-

me zu lösen. Eine unmittelbare Problem-

meldung der Anwenderinnen und Anwen-

der in den Polizeibehörden und 

-einrichtungen an die ZPD ist derzeit

nicht vorgesehen, sondern zunächst an

die zuständigen örtlichen IT-Dienstellen

(i.d.R. VL 3.1) als so genannter „1st-Le-

vel“ (siehe untenstehende Grafik) zu rich-

ten.

Wenn die IT-Probleme vor Ort nicht

gelöst werden können, werden die ZPD

als so genannter „2nd-Level“ zuständig

und kümmern sich um alle weiteren Maß-

nahmen.

Auch im Zentralen Service Center wird,

analog zu den Einsatzleitstellen, jede

Problemmeldung zunächst mit einer un-

terstützenden Software, dem „Trouble-

Ticket-System der Polizei NW“ (TTS), er-

fasst. In dieser Anwendung, die oftmals

auch als „User-Help-Desk-System“ be-

zeichnet wird, sind alle für die Störungs-

bearbeitung relevanten Informationen

bereits im Grundsatz hinterlegt.

Wenn ein erster Lösungsversuch durch

die Kräfte der Hotline nicht möglich sein
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sollte, kennt das TTS die Spezialisten, an

die das „Ticket“ nun elektronisch weiter-

geleitet werden muss. Gleichzeitig wer-

den alle Zeiten und bereits durchgeführ-

ten Lösungsversuche dokumentiert, so-

dass die Spezialistenteams zielgerichtet

an der Problemlösung arbeiten können.

Landesweit ist die Störungsbearbeitung

wie folgt organisiert:

In Abhängigkeit vom betroffenen IT-Ver-

fahren sind im TTS auch Bearbeitungs-

prioritäten und Eskalationsstufen defi-

niert. Wenn es beispielsweise im Bereich

des taktischen Nachrichtenübermitt-

lungssystems X.400 eine Störung gibt, so

wird diese mit der höchsten Priorität

(Verfügbarkeitsklasse A) bearbeitet. Dies

bedeutet in Konsequenz aber auch, dass

unsere Ingenieure und Techniker Nacht-

und Wochenendbereitschaften versehen

müssen. Je größer die Anzahl der mit

Verfügbarkeitsklasse A definierten IT-Ver-

fahren, desto umfangreicher und qualifi-

zierter müssen auch die dahinterstehen-

den Personalressourcen sein.

Übrigens können alle Polizeibehörden für

die Übermittlung von Störungsmeldun-

gen an die ZPD ebenfalls das TTS kosten-

frei nutzen. Eine solche Nutzung würde

einerseits die Polizeibehörden in die Lage
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versetzen, den aktuellen Sachstand ihrer

gemeldeten Störungen jederzeit nachle-

sen zu können. Andererseits wären unse-

re Hotline-Kräfte aber auch entlastet und

könnten sich verstärkt um die Fehlerbe-

seitigung kümmern. 

Alle VL 3.1-Dienststellen im Lande, die

ihre Störungen über das TTS an die ZPD

melden, könnten darüber hinaus von den

Informationen aus den „gelösten Tickets“

profitieren und die im Laufe der Zeit ent-

stehende Wissensdatenbank für ihre Auf-

gabenerfüllung nutzen.

Wie sich aus der oben stehenden Grafik

ergibt, werden aber auch externe Firmen

in die Störungsbeseitigung einbezogen.

Hier sei beispielhaft die Deutsche Tele-

kom AG angeführt. Das CN Pol NW

besteht insbesondere aus angemieteten

Leitungswegen der Telekom. Bei auftre-

tenden Leitungsproblemen muss das Zen-

trale Service Center daher mit den zu-

ständigen Fachleuten auf Grundlage von

Service-Level-Vereinbarungen (SLA) zu-

sammenarbeiten. 

Trotz vorhandener SLA mit Fremdfirmen

können kurzzeitig auftretende Probleme

mit den immer komplexer werdenden IT-

Verfahren und der dahinterliegenden

Technik niemals vollständig ausgeschlos-

sen werden. Insgesamt laufen unsere

Systeme aber stabil und auch die größten

Pessimisten unter den geneigten Lesern

dürften wohl zwischenzeitlich auf die

„Olympia“ verzichten.

Michael Schulte, ZPD NRW
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Absprachen vor dem

Sicherungs-Roboter-

System im Fach-

rechenzentrum der

Polizei NRW.

An der Hotline für 

EDV-Störungen 

(CN-Pol: 07/223-5500)

werden alle gemeldeten

Probleme elektronisch

in einem Trouble-

Ticket-System erfasst

und an die richtigen

Sachbearbeiter

gesteuert.

Einsatzstiefel Elite KSK HI Slide Zip
Ein neu entwickeltes Sondereinsatz-
modell mit einem Höchstmaß an
Leichtigkeit, Schnelligkeit und
Stabilität
Neuartiges Fußbett und Sohlenkonstruktion.
Farbe schwarz · Größen 36–47
Preis 74,90 €

Ascent Einsatz und Zugriffshandschuh 
Innenseite Wildleder für beste Griffigkeit,
Protektoren auf dem Finger – Hand-
rückenbereich.
Größen S, M, L, XL, XXL
Preis 21,00 €

Fordern Sie unseren kostenlosen Ausrüstungskatalog an:
Ascent Security & outdoor equipment GmbH
Schweinauer Hauptstr. 23 · 90441 Nürnberg
Tel. 09 11/6 21 90 81 · Fax. 09 11/6 21 90 01
Aktuelle Angebote unter www.ascent-equipment.com.

Commander Lo
Ein sehr leichter, angenehmer Halbschuh mit
neuartigen Sohlensystem.
Farbe: schwarz · Größen: 36–47
Preis 59,90 €

Ascent Polizeieinsatztasche incl.
klettbarem Schriftzug Polizei
Innenraum 47-31-20 cm, 
sehr robust (Metallkarabiner)
Farbe schwarz
Preis 49,00 €

Stichhemmende 
Schutzweste Model Knight 
Im Rücken – sowie Brustbereich bietet eine 2,2 mm
dicke Kunstoffplatte den nötigen stichhemmenden
Schutz. Zusätzliche Sicherheit durch Aluminium-
platten. Geringes Gewicht
Farbe: schwarz · Einheitsgröße von Gr. 46–54 
Preis 110,00 €



Problem erkannt und gelöst? So einfach

war es nun doch nicht mit der Auswahl,

Besetzung und Qualifizierung von

Führungskräften! Das Polizeipräsidium

Hagen schildert sein Vorgehen auf dem

Weg dahin. 

Führungsfunktionen im Wach- und Wech-

seldienst sowie auf der Leitstelle unserer

Behörde (DGL und WDF-Funktionen) soll-

ten neu besetzt werden. Eine vermeint-

lich leichte Aufgabe, da man landläufig

davon ausgeht, Führungsfunktionen sei-

en begehrt und reizen viele Interessierte,

sich darauf zu bewerben.

Wir mussten jedoch feststellen, dass ge-

eignete Bewerberinnen und Bewerber

u.a. deshalb nicht zu finden waren, weil

sie sich für diese Funktionen nicht inter-

essierten. Natürlich gab es in der Behör-

de genügend Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter, die über das Potenzial verfügen.

Sie befanden sich jedoch noch nicht in

einer Führungsfunktion oder bekleideten

diese erst seit kurzem. Somit erfüllten sie

leider nicht die Anforderungen der jewei-

ligen Stellenausschreibungen.

Potenzialentwicklung für „junge“ 

und künftige Führungskräfte:

Führungskräftetraining

Die Fortbildungsstelle übernahm von un-

serer Behördenleitung deshalb den Auf-

trag, ein Führungskräftetraining für jun-

ge bzw. zukünftige Führungskräfte zu

entwickeln. Die in Betracht kommenden

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sollten

gezielt gefördert werden, um sie für Be-

werbungen auf freie Führungspositionen

zu qualifizieren. Für das Training wurden

folgende Ziele definiert:

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer

● kennen die Anforderungen und kon-

kreten Erwartungen der Behördenlei-

tung an eine Führungskraft,

● kennen ihre individuellen Stärken und

Schwächen und sind bereit, sich per-

sönlich einzubringen und Themen

ganzheitlich zu betrachten,

● gehen sensibel, sozial kompetent und

handlungsorientiert mit innerdienstli-

chen Konflikten um,

● fördern bürgernahe und ergebnisorien-

tierte polizeiliche Aufgabenwahrneh-

mung,

● beherrschen die Instrumente und

Methoden neuer Steuerung auf ihrer

Ebene,

● akzeptieren die Rolle als Führungskraft

und sind bereit, die diesbezüglichen

Erwartungen ihrer Vorgesetzten zu er-

füllen und im PP Hagen Führungsver-

antwortung zu übernehmen.

Unsere Fortbildungsstelle hat diese Ziele

in ein Führungskräftetraining, bestehend

aus sechs Modulen mit insgesamt 32 Se-

minartagen, übertragen. Den Modulen

1–5 schließt sich eine viertägige Hospi-

tation bei erfahrenen Führungskräften

der Behörde an. Anschließend folgt eine

viertägige Praxisphase in der eigenen Ba-

sis-Organisationseinheit in der die Semi-

narinhalte angewandt werden. Die ein-

zelnen Module haben folgende Schwer-

punkte:

Modul 1: Rolle und Selbstverständnis als

Führungskraft

Modul 2: Kommunikation

Modul 3: Umgang mit innerdienstlichen

Konflikten

Modul 4: Umgang mit gruppendynami-

schen Prozessen

Modul 5: Steuerung von Basis-Organisa-

tionseinheiten

Modul 6: Ganzheitliches Training

Für jedes Modul wurden aus dem Kreis der

Führungskräfte des höheren Dienstes Ver-

antwortliche benannt, die sich an der

Vorbereitung und der Durchführung „ihrer

Module“ beteiligen.

An dem ersten Führungskräftetraining

haben von November 2002 bis März 2003

zwölf Kollegen teilgenommen.

Gefreut hat uns der Besuch des Inspek-

teurs der Polizei, Dieter Wehe, im De-

zember 2002. Er hat sich unmittelbar vor

Ort von den Führungskräften des PP Ha-

gen aktuelle Probleme der Führung und

Steuerung schildern lassen und nutzte

seinen Besuch auch für einen Erfah-

rungsaustausch mit den Teilnehmern des

Führungskräftetrainings. Die Kollegen

nahmen sein Gesprächsangebot gerne an

und diskutierten angeregt das Thema

„Rolle und Selbstverständnis der

Führungskraft“.

Was die Teilnehmer davon halten?

Die Teilnehmer des ersten Trainings ha-

ben Inhalte und Umsetzung der einzel-

nen Module durch Trainer und Verant-

wortliche sehr positiv bewertet. Den Be-

such von Herrn Wehe und seine Bereit-
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schaft zu einem offenen Erfahrungsaus-

tausch haben sie als hohe Wertschätzung

empfunden. Die Eindrücke eines Teilneh-

mers runden das Bild ab:

„Wir ‚rekrutierten’ uns in der Mehrzahl

aus Funktionen des Wach- und Wechsel-

dienstes sowie aus den Bereichen GS 1,

GS 2 und der UA Staatsschutz. Beispiel-

haft für die Gesamtmaßnahme möchte

ich zwei Module hervorheben, die mir be-

sonders gut gefallen haben und aus de-

nen ich wertvolle Erkenntnisse gewonnen

habe. 

Um es vorwegzunehmen: Das Modul ,Rol-

le und Selbstverständnis als Führungs-

kraft‘ hatte es gleich in sich, wie die Vor-

stellung der Themen deutlich machte

● Selbst- und Fremdwahrnehmung

● Kompetenzen einer Führungskraft

(Fachkompetenz, persönliche und so-

ziale Kompetenz)

● Überprüfung der eigenen Einstellun-

gen und

● Erwartungen der am Führungsprozess

Beteiligten (an/von Mitarbeiter/n,

Vorgesetzte/n).

Schwerpunkt sollte die Erarbeitung von

Führungsleitlinien werden, denen sich die

Teilnehmer in Funktionen als Führungs-

kräfte in Dienstgruppen und Kommissa-

riaten verpflichtet fühlen."

Am ersten Tag stellten sich der Leiter GS

und die Unterabteilungsleiter einem Aus-

tausch über die jeweiligen Erwartungs-

haltungen. Die zusammengetragenen

Ideen aus diesem Gespräch und den fol-

genden Gruppenarbeiten entwickelten wir

am zweiten Tag zu Führungsleitlinien.

Die Inhalte wurden von allen Verfassern

getragen und als verbindlich angesehen.

Der Kollege weiter: „Im Anschluss an den

theoretischen Teil hospitierte ich vier

Tage bei meinem Mentor, dem Leiter ei-

ner Polizeiinspektion. Dort erlebte ich

sein Führungsverhalten und das der ihm

unmittelbar nachgeordneten Führungs-

kräfte. Wir diskutierten – auch anhand

praxisnaher Sachverhalte – die durch uns

entwickelten Führungsleitlinien. Über-

einstimmend stellten wir fest, dass diese

Leitlinien dazu geeignet sind, Führung

als transparenten, nachvollziehbaren,

konsequenten, fördernden/fordernden,

gerechten und motivierenden Prozess zu

gestalten.“

Die Führungskräftetrainer ließen die

zurückliegende Woche mit einem Reflek-

tionstag ausklingen, bei dem die Teil-

nehmer die Gelegenheit hatten, ihre bis-

herigen Erfahrungen zu vergleichen.

Was sagen die Kolleginnen und

Kollegen in den Dienststellen zum

Führungskräftetraining?

Die viertägige Praxisphase in seiner eige-

nen Dienststelle nach dem Modul 1 Ende

November 2002 schildert der Kollege so:

„Verständlicherweise wurde meine Teil-

nahme an dem Training gerade hier mit

großem Interesse und einer sehr diffe-

renzierten Betrachtung verfolgt. Daher

hatte ich schon zu Beginn der Woche Ge-

legenheit, die Seminarinhalte sowohl in

der Gruppe als auch in Einzelgesprächen

intensiv zu diskutieren und vorhandene

Irritationen auszuräumen. Rückmeldun-

gen zu den Themen ,Selbst- und Fremd-

wahrnehmung, Einstellungen und Erwar-

tungen am Führungsprozess Beteiligter‘

brachten Einblicke in die Sichtweise der

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. In der

Diskussion zu den Führungsleitlinien kam

zum Ausdruck, dass ihr Inhalt nur dann

akzeptiert wird, wenn sich die Führungs-

kräfte analog dazu verhalten. Als beson-

ders begrüßenswert wurde erachtet, dass

das Führungsverhalten der Vorgesetzten

an den Leitlinien messbar ist.“

In seiner Rückmeldung fand auch das Mo-

dul 5 (Steuerung von Basis-Organisati-

onseinheiten) besondere Erwähnung: Die

Referate und Übungen wurden durch den

Leiter Abteilungsstab und die PI-Leiter

gehalten bzw. begleitet. Die Teilnehmer

bekamen u.a. einen umfassenden Ein-

blick in die Hauptthemen Zielverein-

barung in Basisdienststellen, Dezentrale

Ressourcenverantwortung und Control-

ling/Berichtswesen.

Dabei war das Zielvereinbarungsverfahren

mit einem konkreten, praktischen Training

an einer Produktzielvereinbarung ein be-

sonderer Schwerpunkt. Es wurde deutlich,

dass die Produktzielvereinbarung hervor-

ragend geeignet ist, bei Problemlösungen

Motivation und Akzeptanz der Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeitern zu bewirken.

Das Fazit des Kollegen zum Schluss:

„Die theoretischen Module wurden durch

qualifizierte Führungskräftetrainer und

Modulverantwortliche professionell, kurz-

weilig und interessant gestaltet. Ich er-

hielt einen übergreifenden Einblick in das

Thema ,Steuerung und Führung’ und hatte

die Gelegenheit, wesentliche Seminar-

inhalte im Rahmen von Hospitationen bei

erfahrenen Führungskräften und in der

eigenen Dienststelle praktisch umzusetzen.

Kurzum – eine sehr gelungene Maßnahme.“

Frau Robach (Leiterin UA St),

Herr Bode (Leiter KK 23)
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Das Führungs-

kräftetraining 

in Hagen, ein

Modell zum

Nachmachen.

Foto: PP Hagen



Unmittelbar nach den Anschlägen am 11.

September 2001 hat der Europäische Rat

mit einem „Aktionsplan zum Kampf ge-

gen den Terrorismus“ reagiert. Durch

europäische Haftbefehle und gemeinsa-

me Ermittlungsteams soll die Arbeit der

Sicherheitsbehörden erleichtert werden.

Zudem wird einheitlich für alle Mitglied-

staaten festgelegt, was eine terroristi-

sche Handlung ist und wie diese verfolgt

werden soll. Die Umsetzung dieser Schrit-

te soll Rechtssicherheit schaffen und die

Strafverfolgungsbehörden handlungs-

fähig machen. „Denn die Bedrohung

durch den islamistischen Terrorismus ist

angesichts der weltpolitischen Lage auch

weiterhin nicht zu unterschätzen“, er-

klärte Behrens.

Der Minister sprach sich dafür aus, das

Europäische Polizeiamt (Europol) lang-

fristig zu einer Strafverfolgungsbehörde

für grenzüberschreitende Delikte auszu-

bauen. Auf jeden Fall müsse es zukünftig

Ermittlungen anregen können. Wichtig

sei, Europol schnellstmöglich zu einer

reibungslos funktionierenden Informati-

onszentrale für die nationalen Ermitt-

lungsbehörden zu machen. Es komme

darauf an, vorhandene Informationen in

enger internationaler Zusammenarbeit so

effektiv wie möglich zu nutzen. Auch

wenn bereits Fortschritte erzielt worden

seien, stellten immer noch zu wenige

Länder ihre Daten in die Systeme ein, kri-

tisierte Minister Behrens.
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Po l i z e i  
i m  E u ro p a  

d e r  Zu k u n f t  

„Die Zusammenarbeit der Polizei auf

nationaler und internationaler Ebene

muss verstärkt werden“, forderte In-

nenminister Dr. Fritz Behrens anlässlich

einer Tagung in Düsseldorf. Die Behör-

denleiterinnen und Behördenleiter der

Polizeibehörden und -einrichtungen der

nordrhein-westfälischen Polizei infor-

mierten sich über Zukunftsperspektiven

der Polizei in Europa. „Wir brauchen

auch zukünftig in NRW eine leistungs-

starke und bürgernahe Polizei“, unter-

strich der Minister. „Nur auf dieser

Grundlage können wir europaweit das

Verbrechen wirksam bekämpfen.“ 

Als Referenten zum Tagungsthema

begrüßte Minister Behrens Michael

Niemeier vom BMI – „Europäischer

Verfassungsentwurf mit Blick auf

polizeiliche und justizielle Zusam-

menarbeit in Europa“, Jürgen Stor-

beck, den Direktor von Europol –

„Aufgabe und Ziele von Europol“,

Jürgen Kapplinghaus, Oberstaatsan-

walt bei EUROJUST – „Aufgaben und

Erfahrungen von EUROJUST bei der

grenzüberschreitenden Strafverfol-

gung“ sowie Norbert Spinrath aus der

Landesvertretung NRW bei der EU –

„Rahmenprogramm für die polizeili-

che und justizielle Zusammenarbeit

in Strafsachen 2003–2004 (AGIS)“.

Zur Information der Polizeibeschäf-

tigten sind die Rede von Minister

Behrens sowie die Fachreferate der

vier Referenten im Intranet der Poli-

zei NRW im Bereich Aktuelles einge-

stellt worden. �

Die Fachvorträge

stehen im Intranet 

der Polizei NRW 

zum Download bereit.

Fotos:

Medienproduktion IAF

und Red.



Neue Freiheiten wie vereinfachte Handels-

beziehungen und kontrollfreie Grenzüber-

tritte wurden in der Vergangenheit immer

wieder von Kriminellen missbraucht. Die

Organisierte Kriminalität und insbesonde-

re die Schleuserkriminalität verlangen in

diesem Zusammenhang erhöhte Aufmerk-

samkeit. So könne Nordrhein-Westfalen

hier gute Impulse für eine polizeiliche

Kooperation in Europa geben, betonte der

Minister. „Nordrhein-Westfalen hat sowohl

auf nationaler als auch internationaler

Ebene viel Erfahrung, wie die Zusammen-

arbeit unterschiedlicher Sicherheitsbehör-

den erfolgreich funktionieren kann.“

Minister Behrens forderte die Teilnehmer

der Konferenz auf, sich aktiv an Projek-

ten der Europäischen Union zu beteiligen

und engagierte Mitarbeiter zu unterstüt-

zen. An dieser Stelle begrüßte er die Be-

werbung der Kreispolizeibehörde Güters-

loh bei der Best-practice-Konferenz in

Rom. Hier werden erfolgreiche Projekte

zur Kriminalprävention aus ganz Europa

präsentiert. „Auf diese Weise lernen wir

voneinander und müssen das Rad nicht

neu erfinden“, erläuterte der Minister.�
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T A U S C H B Ö R S E

Hundertschaftstreffen

Die Angehörigen der 9. und 10. Hundert-

schaft BPA III Wuppertal, Eintrittsjahr

1951, treffen sich am Freitag, dem

10. 10. 2003, ab 14.00 Uhr im Vereins-

heim des PSV Wuppertal „Bistro“, Busch-

land 35, 42285 Wuppertal (Nähe früheres

„Waldhaus“). Kontaktadresse: Klaus

Schumann, Vosskuhle 30, 44141 Dort-

mund, Tel. 02 31 / 51 66 30.

Kongress Schwere Belastungen 

vs. Trauma

Am Donnerstag, 6. November 2003, ver-

anstalten gemeinsam das IAF „Carl

Severing“ Münster und das Universitäts-

klinikum Münster diesen Fachkongress.

Zielgruppe sind die Leiterinnen und

Leiter von Behörden und Einrichtungen

und Abteilungsleiterinnen und Abtei-

lungsleiter der Polizei NRW, Angehörige

von Kriseninterventionsteams, Verant-

wortungsträger aus den Bereichen Fort-

bildung, Spezialeinheiten und Auslands-

einsätze sowie Ärztliche und Psycholo-

gische Psychotherapeuten mit besonderer

Qualifikation in Traumatherapie. An-

meldungen per Fax, E-Mail oder Post an

das Bildungszentrum „CS“ Münster –

Seminarbüro. Fax: CN-Pol 07-6 71-2 70 

oder 02 51 / 77 95-2 70, E-Mail:

seminarbuero@muenster-pfi.polizei.nrw.de

des Polizeisammlerkreises Frankfurt/M.

am 23. 11. 2003 von 8.00 bis 13.00 Uhr.

Veranstaltungsort: Schwarzbachhallen in

65830 Kriftel a. Ts. – BAB 66 –, Tisch-

reservierung: Harald Schmidt, Tel.:

069 / 76 68 75, E-Mail: tr.kuhn@web.de

Web: www.polizeisammler.de/boerse

Keine NS-Artikel und Waffen!



währung von Punkten bei Begründung ei-

ner eingetragenen Lebenspartnerschaft

ist wie folgt zu verfahren: Bei Nachweis

einer eingetragenen Lebenspartnerschaft

werden Punkte analog dem Familienstand

„verheiratet“ gewährt. Auch für die be-

vorstehende Begründung einer eingetra-

genen Lebenspartnerschaft werden Punk-

te gewährt, wenn die Eintragung der Le-

benspartnerschaft zwischen dem Stichtag
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M o d i f i z i e r u n g  d e s  
P u n k t sy s t e m s

Versetzungsverfahren für Polizeivoll-

zugsbeamtinnen und -beamten des

mittleren und gehobenen Dienstes, Er-

lass IM NRW, IV B 1-3002/0-H vom 

26. 11. 1996

Für eine bevorstehende Heirat werden

Punkte gewährt, wenn die Heirat

zwischen dem Stichtag der Vorlage der

Versetzungsgesuche und der ersten

Versetzungsbesprechung liegt und der

Polizeibeamte oder die Polizeibeamtin

eine schriftliche Erklärung über die be-

absichtigte Heirat abgegeben hat. Die

Heiratsurkunde ist bis spätestens zum

Termin der ersten Versetzungsbespre-

chung vorzulegen. Kommt die Beamtin

oder der Beamte dieser Forderung nicht

nach, teilt die Versetzungsbehörde dies

in der Versetzungsbesprechung mit. Die

vorläufig gewährten Punkte werden

zurückgerechnet.

Durch das Gesetz zur Beendigung der Dis-

kriminierung gleichgeschlechtlicher Ge-

meinschaften: Lebenspartnerschaften vom

16. 2. 2001 (BGBl. I S. 266) in der Fas-

sung des Gesetzes vom 11. 12. 2001

(BGBl. I S. 3513) – Lebenspartnerschafts-

gesetz – wurde das neue familienrecht-

liche Institut der eingetragenen Lebens-

partnerschaft geschaffen. Daran ange-

knüpft hat der Gesetzgeber eine Vielzahl

von Gesetzen in der Weise ergänzt, dass

neben den dort berücksichtigten Ehegat-

ten jeweils entsprechend die Lebenspart-

ner eingefügt wurden. Insoweit hat der

Gesetzgeber eine Gleichstellung von Ehe-

partner und Lebenspartner gewollt.

Es ergibt sich die Notwendigkeit, das Ver-

fahren für die Vergabe von Punkten ent-

sprechend zu modifizieren. Für die Ge-

Versetzung von Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten des

mittleren und gehobenen Dienstes

hier: Punktsystem

I a Familienstand

– verheiratet/eingetragene Lebenspartnerschaft 15 Punkte

– alleinerziehend 15 Punkte

– eheähnliche Gemeinschaft mit Kind 15 Punkte

b Kinder

– für jedes Kind bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres 20 Punkte

– nachgewiesene Schwangerschaft 20 Punkte

II a nachgewiesene Schwerbehinderung oder 

Gleichstellung des Antragstellers/-stellerin 10 Punkte

b Probleme in der Familie durch die alleinige Verantwortung 

des/der Antragstellers/-stellerin bzw. des/des

Ehegatten/-gattin für einen absoluten Pflegefall 10 Punkte

III Entfernung von der derzeitigen Stammdienststelle 

bis zum angestrebten Wohnort (einfache Wegestrecke):

40– 79 km 2 Punkte

80–119 km 4 Punkte

120–159 km 6 Punkte

160–199 km 8 Punkte

200 u. mehr 10 Punkte

IV sonstige schwerwiegende Gründe 3 Punkte

V Wartezeit seit der Antragstellung

– volle Jahre am 1. 4. bzw. 1. 10. eines Jahres –:

1 Jahr 2 Punkte

2 Jahre weitere    2 Punkte

3 Jahre weitere    6 Punkte

jedes weitere Jahr 10 Punkte



der Vorlage der Versetzungsgesuche und

der ersten Versetzungsbesprechung liegt

und der Polizeibeamte oder die Polizei-

beamtin eine schriftliche Erklärung über

die beabsichtigte Eintragung einer

Lebenspartnerschaft abgegeben hat. Der

Nachweis über eine eingetragene Lebens-

partnerschaft ist bis spätestens zum Ter-

min der ersten Versetzungsbesprechung

zu erbringen. Ist ein entsprechender

Nachweis bis zu diesem Zeitpunkt von der

Beamtin oder von dem Beamten nicht

vorgelegt worden, teilt die Versetzungs-

behörde dies in der Versetzungsbespre-

chung mit. Die vorläufig gewährten

Punkte werden zurückgerechnet.

Der in Anlage beigefügte Punktekatalog

ist dementsprechend ergänzt worden. Das

Punktsystem bleibt im Übrigen un-

berührt.

Ich bitte sicherzustellen, dass die neue

Regelung allen Polizeibeamtinnen und

Polizeibeamten zur Kenntnis gelangt.

Mein Erlass vom 26. 11. 1996 – IV B 1-

3002/0 – ist durch Zeitablauf außer Kraft

getreten und damit gegenstandslos. �
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Evangelische Kirche im Rheinland

Stille Seminare „Zurück zur Quelle,

die mir Kraft gibt“ vom 10. bis

14. 11. 2003 in Rengsdorf (Haus der

Stille), Pfarrerin Eva Güther und

Claudia Kiehn.

„Adventszeit – Zeit der Besinnung?“

vom 28. bis 30. 11. 2003 in Eslohe

(Ponyhof Meier), Sozialpädagogin

Jutta Bergs, Pfarrerin Claudia Kiehn

und Team.

Anmeldungen/Anfragen:

Landespfarramt für Polizeiseelsorge, 

Tel: 02 02 / 59 19 17,

Fax: 02 02 / 2 54 35 02, 

E-Mail: polizeiseelsorge@ekir.de 

AUTOKAUF
zu TOP-KONDITIONEN

� Neuwagen � Gebrauchtwagen   � Freizeitmobile
� Jahreswagen � Fast alle Fabrikate – Enorm günstig!

Informieren Sie sich!
Ihr Ansprechpartner: Kollege Thomas Brockhaus

Internet: www.autotopkauf.de und
www. freizeitmobilkauf.de

(0 22 07) 76 77

„ G e i s t  vo n  S c h e l l e n b e rg “  
–  Q u o  va d i s ?
Die Fortbildungsstätte Schloss

Schellenberg schließt ihre

Pforten. Während die Geister

der Ahnen im alten Gemäuer

verbleiben, wird der Geist aller

Schellenberger Seminare zu-

künftig an neuen Standorten

„anzutreffen“ sein.

Ab 20. Oktober 2003 finden die

Seminare zu den Themen-

bereichen

Stressbewältigung,

Kommunikation,

Konfliktmanagement, Rhetorik, Frauen in der Polizei, 

Gleichstellungsbeauftragte und Nachbereitung belastender Ereignisse

– also alle Seminare mit den Schlüsselnummern 7 A ff. und 7 C ff. – an folgenden

Standorten statt: Bildungszentren Münster, Selm, Brühl, Stukenbrock und Linnich.

Zeiten und Orte von Teamentwicklungsmaßnahmen bedürfen jeweils der Absprache.

Die Seminare können ab sofort über das Online-Buchungsverfahren gebucht werden.

Die Seminarorte sind ab 2004 auch an der Schlüsselnummer und am Kurztitel

erkennbar.

Alle „Schellenberger“ freuen sich über die große Nachfrage für das Jahr 2004. Sie

spricht für die Aktualität der Angebote und den guten Ruf der Fortbildung. Aktua-

lität und Qualität der Seminare werden auch an den neuen Standorten für uns den

Maßstab bilden.

Unsere Hotline:  02 01 / 8 29-17 11, -17 12, -17 41

Das altehrwürdige Gebäude in Schellenberg wird

verkauft. Foto: PFI MS, Außenstelle Schellenberg



Bei aller Individualität gibt es doch

Fähigkeiten wie z. B. gesundes Selbstbe-

wusstsein, Toleranz, Fairness, Respekt vor

anderen und sich selbst, die notwendig

sind, um ein selbstbestimmtes, eigenver-

antwortliches und sozialverträgliches

Leben zu führen. Diese Fähigkeiten wer-

den bereits in der Kindheit entwickelt.

Wer sich selbst und andere anerkennt und

respektiert, ist auch gut gefeit gegen

selbstzerstörerisches Verhalten etwa

durch Drogenkonsum oder krankhaftes

Essverhalten. Diese Fähigkeiten dem

Alter und der Persönlichkeit des Kindes

entsprechend zu fördern, liegt in der Er-

ziehungsverantwortung der Eltern. Sie

hierbei zu unterstützen, ist eine gesamt-

gesellschaftliche Aufgabe, an der die un-

terschiedlichsten Institutionen und Per-

sonen mitwirken. 

Ziel der Veranstaltung war es deshalb, für

die Öffentlichkeit, für Kinder, Jugendli-

che, ihre Familien und Pädagogen die

Vielfalt der Möglichkeiten erlebbar zu

machen und dazu die unterschiedlichsten

Akteure zusammenzuführen, die unge-

achtet der verschiedenen Fachbereiche

doch das gleiche Ziel verfolgen: Kinder

fit fürs Leben zu machen.

„Fits“ hieß folglich auch die Ameise, die

als körperlich kleines, aber dennoch un-

gemein starkes Tier mit ausgeprägtem

Sozialverhalten Symbol für den Tag und

seine Zielgruppe war. „Fits“ schickte alle

Interessierten auf einen eigens hierfür

entwickelten „Präventathlon“, einen Par-

cours durch fünf Begriffspaare, zu denen

sich Kinder und Jugendliche an entspre-

chend gekennzeichneten Ständen Infor-

mationen und Anregungen holen konn-

ten. Unter der Überschrift „Kick out, take

in“ wurden fünf negativen Verhaltens-

weisen positive gegenübergestellt: Ge-

walt/Respekt, Drogensucht/Stärke, Mob-

bing/Fairness, Missbrauch/Selbstbestim-

mung und Extremismus/Toleranz. Wer

sich informierte, wurde mit einem Stem-

pel belohnt; wer für alle fünf Bereiche ei-

nen Stempel hatte, nahm an einer Verlo-

sung mit vielen hochwertigen Preisen teil

Neben dem Erfragen von Informationen

ging es aber vor allem um das eigene Er-

leben von Möglichkeiten, die sich im All-

tag bieten und mit ebensoviel Spaß wie

Effizienz positive Verhaltensweisen ver-

mitteln und fördern. Dazu gab es ein viel-

fältiges Angebot von insgesamt 32 Insti-
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P r ä ve n t i o n  l e b e n  
u n d  e r l e b e n

–  P r ä ve n t i o n s s p e k ta k e l  i n  d e r  
e h e m a l i g e n  B o n n e r  B a n n m e i l e

„Prävention leben und erleben“, unter

diesem Motto veranstaltete das Deut-

sche Forum für Kriminalprävention un-

ter Schirmherrschaft der UNICEF am

26. Juli ein großes Familien- und Ju-

gendfest rund um seine Geschäftsstelle

in der ehemaligen Bonner Bannmeile.

Bei der im Sinne eine Pilotprojektes mit

anschließender Evaluierung durchge-

führten Veranstaltung ging es um alles,

was Kinder brauchen, um sich aktiv und

selbstbewusst den Herausforderungen

des Lebens stellen zu können.



tutionen und Gruppen, darunter das

Kommissariat Vorbeugung des PP Bonn

sowie das LKA NRW als Vertreter des Pro-

gramms Polizeiliche Kriminalprävention

(ProPK), die sich mit großem teilweise

auch finanziellem Engagement an der

Veranstaltung beteiligten. Für körperliche

Fitness und Gleichgewicht gab es Klet-

terspiele, Taekwondo, Basketballcourt,

Boxen, Abenteuerparcours, psycho-

motorische Spielgeräte, Rollstuhlparcours

und einen Mitmachzirkus als Anti-Drogen

Projekt der Bundeszentrale für gesund-

heitliche Aufklärung. Neue Sinneserfah-

rungen konnten im „Sinnesgarten“ und

beim Trommelworkshop gemacht werden.

Für Kunstinteressierte führte die Künst-

lergruppe „Arte“ durch ihre Ausstellung

„Miteinander ohne Gewalt“, wo unter

fachkundiger Leitung auch selber gemalt

werden konnte. Auch in der Musik drehte

sich alles um „Prävention“. Es gab Lieder

zum Thema „Gewalt“ und Ausschnitte aus

einem „Integrations-Musical“. Medien

und die Medienwelt Jugendlicher war ein

weiterer wichtiger Themenbereich. Kin-

der und Jugendliche konnten als „rasen-

de Reporter“ oder als Filmteam Besucher

und Akteure interviewen und filmen. Zur

Information und als Anregung für eigene

Projekte von Kindern, Jugendlichen und

Pädagogen stellte die MedienAG des Bon-

ner Amos-Comenius-Gymnasiums eine

selbst erarbeitete Anti-Drogen-CD-ROM

vor und von der Deutschen Bahn präsen-

tierten Jugendliche 4 Projekte im Rah-

men von „Bahn-Azubis gegen Gewalt“.

Resonanz und Fazit

Der durch „entimon“ (Förderprogramm

des Innenministeriums) und damit über

das Bundesministerium für Familie,

Senioren, Frauen und Jugend geförderte

„Markt der Präventionsmöglichkeiten“ für

den Bereich „primäre Prävention von

Kinder- und Jugendgewalt“ wurde von

kleinen wie großen Besuchern mit Be-

geisterung genutzt und gerade in seiner

Vielfalt gelobt. Prävention mit Leben zu

erfüllen und die Alltagsmöglichkeiten in

ihrer Vielfalt zu zeigen und erlebbar zu

machen, war vom Ansatz her ein voller

Erfolg. Es bleibt zu hoffen, dass sich das

auch bei den Medien herumspricht und

künftig vergleichbaren Veranstaltungen

mehr Aufmerksamkeit geschenkt wird. 

Deutsches Forum für Kriminalprävention

Tel.: 02 28/2 80-4 40

Fax: 02 28/2 80-44 21

Email: dfk@kriminalpraevention.de 
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Fit fürs Leben:

Selbstbewusste

Behinderte 

sind wichtig,

denn gerade

ihnen werden

häufig „Steine“ 

in den Weg

gelegt.

Fotos: DFK



sieht er denn bei den beiden Sympathie-

trägern Toto und Harry die Inkompetenz,

Unhöflichkeit und Unrechtmäßigkeit in

ihrem Einschreiten? Wenn Herr Baum

natürlich den „typischen“ Beamten, der

nur in seinen Dienstvorschriften lebt und

den die Belange seiner „Kunden“ nicht

interessieren, als Vorbild sieht, mag er

Recht haben. Im Zeichen einer bürgerna-

hen Polizei, die ihr Gegenüber nicht als

„Störer“ oder „Betroffenen“, sondern als

Kunden und Menschen sehen sollte, ist

das Verhalten der beiden Polizisten in

ein bisschen Ahnung von der praktischen

Polizeiarbeit hat weiß, dass es immer

mehrere Wege für ein erfolgreiches Ein-

schreiten gibt. Und diese Wege sind

selbstverständlich verschieden und der

eine ist ebenso professionell wie der an-

dere. Man kann „Polizei“ auch mit Herz-

blut schreiben und nicht nur mit Drucker-

tinte! Lieber Michael Baum, besser mal

still im Institut über meine Sätze nach-

denken, als sich anmaßend aus dem

Fenster des selbigen zu hängen. Ist un-

professionell, denn man begibt sich in

die konkrete Gefahr eines Fenstersturzes.

Besser ist es, bodenständig zu arbeiten,

dann tut ein Aufprall auch nicht so weh.

Grüße vom Toto & Harry – Funksprecher

„Pedder“.

Peter Hübner

„Kleine
Träume
werden wahr“

oder „Mit Nachwuchswerbung kann

man nicht früh genug beginnen!“. Mit

diesen netten Zeilen getitelt, erhielt

die Redaktion „Streife“ einen Leser-

brief von Ingo Steinke, BR Düsseldorf,

API Nord – VK.

Ende Juni feierte Pascal seinen 5. Ge-

burtstag. Als kleine Überraschung sollte
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L E S E R B R I E F E

Liebe Redaktion „Streife“, in der Ausgabe

der Streife vom September vermisse ich die

Rubrik Leserbriefe. Ich kann mich noch gut

daran erinnern, dass sie noch vor etwa

zwei Jahren sehr kritische Leserbriefe zum

Umbruch in unserer Polizei veröffentlicht

haben. Auch heute muss es doch Entwick-

lungen geben, die die Kollegen an die

Computer und Schreibmaschinen zwingt,

um ihrer Zustimmung oder gelegentlich

auch ihrem Unmut Luft zu verschaffen. Ich

nenne hier nur die Schlagwörter DSM,

BARVUS oder die Veränderungen im Tarif-

recht. Sie stimmen mir sicher zu, dass all-

gemeine Gleichgültigkeit mehr abzulehnen

ist als konstruktiv vorgetragene Kritik zu

einzelnen Aspekten unserer Arbeitswelt.

Stefan Steinecke

Anmerkung der Red.:
Jede Meinung einer Kollegin oder eines
Kollegen ist uns wichtig! Daher werden
grundsätzlich alle Einsendungen veröf-
fentlicht. In dieser Ausgabe konnten nicht
alle Leserbriefe veröffentlicht werden,
z.B. zur Kradstaffel und zum Polizeigesetz.
Sie werden im November abgedruckt.

Die Redaktion wünscht sich mehr selbst-
bewusste Kolleginnen und Kollegen, die
insbesondere zu Schwerpunktthemen
offen und ehrlich ihre Meinung sagen und
sich engagieren. In diesem Sinne stimmen
wir der Aussage von Kollege Steinecke voll
und ganz zu: „dass die allgemeine Gleich-
gültigkeit mehr abzulehnen ist, als kon-
struktiv vorgetragene Kritik zu einzelnen
Aspekten unserer Arbeitswelt“.

„ To to  u n d
H a r r y “
Den Leserbrief von Herrn Baum kann ich

so einfach nicht unkommentiert im Raum

stehen lassen. Ich muss hier Herrn Baum

wirklich einmal fragen, in welchem

„Wolkenkuckucksheim“ er denn lebt. Ist

ihm eigentlich noch bekannt, was auf der

Straße im täglichen Dienst der Beamten

im Wach- und Wechseldienst passiert? Wo

meinen Augen gut. Den Theoretikern, die

im „Duzen“ unseres Gegenüber bereits

eine Verletzung der Menschenwürde und

eine Herabsetzung der Person sehen,

möchte ich nur entgegnen, dass in allen

mir bekannten Fällen das Gegenteil der

Fall ist. Wenn wir die Sprache unseres

Gegenüber sprechen, gibt es auch eine

klare Verständigung und keine Missver-

ständnisse, womit natürlich nicht der

Ausflug in die Fäkaliensprache gemeint

ist! Ich kann nur sagen: Toto und Harry,

macht so weiter!

Bernd Möbius, 

Wachleiter Duisburg-Meiderich

Hallo liebe Redaktionsmitarbeiter der

„Streife“, auf den Leserbrief von Michael

Baum „Besser als der Durchschnitt?“

möchte ich Folgendes erwidern: was soll

daran negativ sein, plump Vertrauen her-

stellen zu können? Jeder, der auch nur



ihm sein größter Wunsch, einmal ein Po-

lizeiauto so richtig zu sehen, zu fühlen

und zu fahren, in Erfüllung gehen. Um

die ganze Sache auch standesgemäß zu

gestalten, organisierte Kollege Steinke

eine ausrangierte Dienstmütze und ein

altes Diensthemd. Letzteres wurde in

seine Einzelteile zerlegt und in stunden-

langer Feinarbeit von seiner Ehefrau zu

einem „Original-Polizei-Kinderhemd“ zu-

sammengesetzt. So waren die Grundlagen

für einen großen Tag geschaffen. Dem

kleinen Pascal, aber auch seinen Eltern

liefen die Augen über. Richtiger Polizist

zu sein, Polizeiautos fahren und eine Wa-

che zu besuchen – und dort als Kollege

begrüßt zu werden – machten den Tag zu

einen unvergesslichen Ereignis, von dem

Pascal noch heute täglich erzählt, so

Kollege Steinke.

„ L e r n e n  vo n
a n d e re n “
Streife Heft 9/2003

Sehr geehrte Damen und Herren! Dieser

Artikel birgt eine gehörige Portion von

Taktlosigkeit.

Die Themen unserer Zeit sind Gehaltskür-

zungen, Ausweitung der Wochenarbeits-

zeit und Verlängerung der Lebensarbeits-

zeit. Alle Kassen sind leer. Von uns wird

verlangt, immer mehr zu arbeiten.

Manchmal sitze ich meinem Kollegen

schon 8 Stunden gegenüber. Dabei sagen

wir uns schon fast nur guten Morgen und

Tschüss. Der Rest des Tages ist mit Arbeit

zugekleistert. Wenn mir eine Kollegin ge-

genübersitzen würde, wäre die genauso.

Wir hätten hier keine Zeit über das Rol-

lenverhalten der verschiedenen Ge-

schlechter überhaupt nachzudenken. Man

wird an der Arbeit und an der Leistungs-

fähigkeit gemessen.

Zur gleichen Zeit treffen sich 130 Kolle-

gen. Das Treffen wird von Leuten geför-

dert und initiiert, welche uns zur glei-

chen Zeit das Geld kürzen. Seit über 20

Jahren gibt es Frauen bei der Polizei.

Frauen und Männer arbeiten heute in fast

allen Berufszweigen zusammen. Wer da-

mit heute noch ein Problem hat, der soll

seinen Job aufgeben und gehen. 

Was hat die Veranstaltung dem Steuer-

zahler gekostet? Wie viel Straftaten hät-
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ten die Kollegen nur allein am Freitag zur

normalen Geschäftszeit bearbeiten und

aufklären können? Setzen Sie hier die

Maßstäbe an. Dann habe ich absolut

auch kein Problem zu verstehen, wenn

die Kassen leer sind. Es wäre nett, wenn

Sie in Zukunft solche Artikel einfach

nicht schreiben. Das demotiviert Leute,

welche trotz der schlechten Aussichten

immer noch jeden Tag gerne zur Arbeit

gehen. Andreas Pudewell
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Die Stimmung unter den Gästefans war –

trotz oder gerade wegen des schottischen

Wetters – ausgelassen und friedlich. Un-

terstützt von der britischen Militärpolizei

hatten die eingesetzten Polizeibeamtin-

nen und -beamte während des Tages

reichlich Gelegenheit, ihre Englisch-

kenntnisse für „small-talks“ mit den

Scotsmen zu nutzen. Sicherlich auch eine

gute Übung zur Vorbereitung auf den

polizeilichen Einsatz während der Spiele

der Fußballweltmeisterschaft 2006 in

Deutschland.

Mit Dortmund, Gelsenkirchen und Köln

liegen nämlich drei der zwölf Spielorte für

die WM 2006 in Nordrhein-Westfalen.

„Mindestens 13 der insgesamt 64 WM-

Spiele werden in nordrhein-westfälischen

Stadien ausgetragen“, unterstreicht PD

Schankin. Seit Anfang Juli hat er die Funk-

tion als Einsatzreferent im Innenministeri-

um von LPD Mathies übernommen, der zur

Bezirksregierung Köln gewechselt ist.

Der neue Einsatzreferent nutzte anläss-

lich des Länderspieles zwischen Deutsch-

land und Schottland in Dortmund die Ge-

legenheit, das Gespräch mit den einge-

setzten Kolleginnen und Kollegen zu su-

chen und sich einen praktischen Eindruck

von den Rahmenbedingungen für den po-

lizeilichen Einsatz bei der WM 2006 zu

verschaffen. Inzwischen wurde nämlich

auch das Westfalenstadion für die Welt-

meisterschaft aus- und umgebaut. Doch

trotz erhöhtem Fassungsvermögen war

das Dortmunder Stadion auch beim Län-

derspiel gegen Schottland mit 67 000 Zu-

schauern ausverkauft.

Als Serviceleistung für die Gästefans war

von der Stadt Dortmund und der Polizei

ein Flugblatt in englischer Sprache ge-

meinsam erstellt worden, das nicht nur

eine Skizze des Veranstaltungsortes und

Hinweise auf Begleitveranstaltungen ent-

hielt, sondern auch das Einsatzkonzept

der Polizei verdeutlichte. Dieses Konzept
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H i g h l a n d e r

Bekanntlich soll es ja nur einen geben.

Doch angesichts der nach Dortmund

zum Länderspiel Deutschland – Schott-

land angereisten 7 500 Gästefans wa-

ren Zweifel angebracht. Zumindest die

Gastwirte in der Dortmunder Innen-

stadt konnten sich an diesem 10. Sep-

tember über probierfreudigen Besuch

nicht beklagen. Neben ihrem Durst hat-

ten die schottischen Besucher natürlich

auch gleich ihr heimisches Wetter mit-

gebracht. Regen. 

Polizei und schottische Fans.

PD Schankin in der Stadionwache (Zelle).

Fotos: Andreas Piastowski

PD Schankin 

im Gespräch mit den

Einsatzkräften.



hatte Erfolg. Abgesehen von einigen

schottischen Fans, die auf der Anfahrt

zum Stadion in den U-Bahnen die Not-

bremsen zogen, verlief der gesamte Ein-

satz friedlich. Das Spiel endete 2:1 für

die deutsche Nationalmannschaft.

Während des Einsatzes informierte sich

PD Schankin über die räumliche und

technische Ausstattung der Polizei im

Westfalenstadion. Dabei standen die Be-

fehlsstelle und das Kamerasystem ebenso

auf dem Programm wie die Stadionwache.  

In den Gesprächen mit dem Einsatzrefe-

renten, der aus seinen bisherigen Funk-

tionen als Leiter Abteilungsstab beim PP

Gelsenkirchen und Dezernent bei der

Bezirksregierung Münster bereits über Er-

fahrungen mit dem polizeilichen Einsatz

bei Fußballspielen verfügt, zeigten sich

die eingesetzten Kolleginnen und Kolle-

gen in Dortmund zufrieden mit ihren Auf-

trägen und der Ausstattung. 

Neben dem Einsatz wurden natürlich

aktuelle Themen angesprochen, z.B. Fra-

gen zum Dienst in den Bereitschaftspoli-

zeihundertschaften. So berichtete ein

Kollege, dass er am Wochenende mit sei-

ner Einheit Dienst als Landeseinsatzbe-

reitschaft versehe. Der nachfolgende Hin-

weis, dass die Möglichkeit eines Wieder-

sehens anlässlich eines am Samstag be-

vorstehenden Einsatzes in Gelsenkirchen

bestünde, wurde mit Aussicht auf die

dann zu erwartenden Dienstzeiten

prompt beantwortet: „Hoffentlich nicht.“

Der friedliche Verlauf des Einsatzes war

nicht zuletzt dem Engagement der Kolle-

ginnen und Kollegen in Dortmund zu ver-

danken. Anlässlich der Fußballweltmeis-

terschaft 2006 werden knapp 3 Millionen

Besucher aus der ganzen Welt erwartet.

PD Schankin ist sich unter dem Eindruck

des Dortmunder Länderspieles sicher:

„Die Polizei Nordrhein-Westfalen ist für

den Einsatz anlässlich der WM 2006 gut

vorbereitet.“ �

41streife 10/2003

D a s  L e t z t e  . . .
Zitat: „Ich gehe erst dann, wenn ich will!“

(Ein Gewahrsamsinsasse, der laut Pressemeldung die Ausnüchterungszelle der

Arnsberger Polizei am Montagmorgen nur sehr ungern verlassen wollte, Quelle dpa.)

N e u e s  I n s t i t u t  f ü r  
Au s -  u n d  Fo r t b i l d u n g  
d e r  Po l i z e i  N R W  
Die Aus- und Fortbildung der Polizeibeamten in Nordrhein-Westfalen wird modernisiert. Sie werden nunmehr

gemeinsam verwaltet und können dadurch effektiver und effizienter zusammenarbeiten. Expertenteams for-

schen in fünf speziellen Fachbereichen, erstellen Lehrpläne und werden landesweit als Berater eingesetzt.

So arbeiten beispielsweise in Neuss Spezialisten zu den Themen „Kriminalitätsbekämpfung“ und „Verkehrs-

sicherheit“ und in Münster zu „Management und Führung“. 

Das neue „Institut für Aus- und Fortbildung der Polizei Nordrhein-Westfalen“ (IAF NRW) sichert damit auch

zukünftig das hohe Qualitätsniveau polizeilicher Arbeit. Direktor des IAF NRW ist der Leitende Polizeidirek-

tor Dieter Schmidt. Hauptsitz des IAF NRW ist Selm. In den Standorten Brühl, Linnich und Schloss Holte-

Stukenbrock trainieren die Polizisten überwiegend fachpraktische

Inhalte. Die polizeifachlichen Themen werden beim Studium an

den Fachhochschulen vermittelt. �

Innenminister Dr. Fritz Behrens

überreicht LPD Dieter Schmidt die

Errichtungsurkunde zur IAF. 

Gleichzeitig bedanken sich der 

Minister und Staatssekretär Hans Krings

bei den Leitern der ehemaligen

Polizeieinrichtungen und entlassen 

sie aus ihren bisherigen Funktionen.

Fotos: Bernhard Gast



seit zwei Stunden das Drama einer Gei-

selnahme ab. Als das „Go“ kam, zer-

splitterte die Türe nach dem ersten Hieb

der Ramme. Unmittelbar danach explo-

dierte der Irritationskörper im Flur.

„Mein Gott, der hat mich völlig über-

rascht. Ich war sekundenlang wie ge-

lähmt“, sagt Reporter Nink später. Der

Mainzer Journalist stürmte mit einigen

Sekunden Verzögerung in die Wohnung.

Doch die Verhaftung der Geiselnehmer

und den Funkbefehl „Übungsende“ be-

kam er doch noch live mit.
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T h e  m a k i n g  o f

Als der „Two-Bang“ im Hausflur mit

einem ohrenbetäubenden Knall und

gleißendem Lichtblitz explodierte, er-

starrte Stefan Nink und stand stock-

steif. Er wusste zwar, was passieren

würde, in allen Details. Er stand als

fünfter Mann in der Reihe des Planzu-

griffteams des SEK Düsseldorf im

schummrigen Licht eines Treppenhau-

ses. Dicht neben der Tür kauerten die

Beamten, mit Helm, Schutzwesten, Ma-

schinenpistolen, bereit für den Zugriff.

Hinter der Wohnungstüre spielte sich

–  o d e r  w i e  f ü n f  
J o u r n a l i s t e n  

d e n  A l l t a g  d e r  
Po l i z e i  i n  N RW  

e r l e b t e n

1 1 0

110 110



So nah dran wie der 38-jährige Stefan

Nink war selten ein Journalist bei der

Arbeit von Spezialeinsatzkommandos.

„Nah dran“ ist auch das Motto der ande-

ren Journalisten und des Fotografen

Jochen Tack, die über ein halbes Jahr

lang die Polizei in NRW begleiteten. Sie

recherchierten seit Anfang 2003 für einen

Reportage-Bildband in allen Bereichen

der Einsatzkräfte. Ziel und Anspruch: den

Alltag der über 450 000 Beamtinnen und

Beamten realistisch zu zeigen. Abseits

von der üblichen Darstellung in Fernseh-

serien, Doku-Soaps oder Actionfilmen.

Der Aufwand für das Buch war dann auch

wesentlich höher als für viele andere Re-

portagen, etwa in Tageszeitungen.  

Besonders nah ‘ran ging auch Patrick

Bierther, Journalist aus Essen. Mehrere

Dutzend Schichten verbrachte er auf der

Wache und in den Streifenwagen der

Essener PI 1. Die Beamten der Dienst-

gruppe Dora lächelten wissend, als der

37-Jährige zu seiner zweiten Schicht mit

einem Paar Handschuhe in der Jackenta-

sche anrückte: „Nicht immer die gepfleg-

testen Kunden, mit denen die Polizei es

da zu tun hat.“ VUs, VBs, Ladis, Ruhe-

störungen, Randale, Einbrüche, Drogen-

deals, Körperverletzungen, Hilos: Die

ganze Bandbreite der täglichen Arbeit ei-

ner Inspektion erlebte Patrick Bierther in

den Monaten „auf Dora“. „Man ändert

schnell sein Bild von unserer Gesellschaft

und das, das man von Polizeiarbeit im

Kopf hat.“

Der Reporter beschreibt die überraschen-

den Wendungen, die jeder Routineeinsatz

nehmen kann: „Bei einer Verkehrskon-

trolle im Rotlichtviertel erwachte plötz-

lich der Jagdinstinkt des Streifenführers

– im Kofferraum fanden sich zwei Kilo

Marihuana.“ Kurz nach einer beklemmend

realistischen Amokübung erlebte Bierther
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Am Medienmarkt ist die Polizei in all ihrer Bandbreite hoch-

begehrt. Tägliche Anfragen, überwiegend aus dem Bereich der

Film- und Fernsehproduktionen und der Tagespresse, bestätigen

das nachhaltig. „Toto und Harry“, „Niedrig und Kuhnt“ und viele

andere Fernsehproduktionen wollen „unsere“ Polizei ins rechte

Bild setzen. Dabei können die Autoren und Regisseure nur selten

ein umfassendes und reales Bild zeichnen. Bei maximal

45 Minuten Sendezeit und vorgegebenen Formatstilen ist das

auch nur schwer machbar. Einen anderen Weg ging „Streife-

Fotograf“ Jochen Tack. Seine Idee: eigenständig ein Buch über

die Polizei produzieren. Sein Konzept: umfassend und neutral auf

über 200 Seiten berichten. Garantiert durch frei agierende

Journalisten, die Reportagen aus allen Bereichen der NRW-Po-

lizei zu Papier bringen. Und ins rechte Bild setzt er diese Repor-

tagen selbst mit mehr als 700 Fotos, die er in den Polizeidienst-

stellen unseres Landes von Kolleginnen und Kollegen schoss. 

Das Innenministerium hat sich aufgrund dieses neuen Konzeptes

entschlossen, das Projekt von Herrn Tack fachlich beratend

zu unterstützen. Im Rahmen der polizeilichen Presse- und

Öffentlichkeitsarbeit wurde seine Arbeit und die der vier

recherchierenden Journalisten von zahlreichen Kreispolizei-

behörden und Einrichtungen begleitet. �

Windig, nass und schnell

erlebte Stefanie Bisping (l.)

die Polizeiarbeit. Sie schreibt

sonst hauptsächlich von den

schönsten Plätzen der Erde.

Viel zu reisen, ist auch

Annika Fischer (r.) gewöhnt.

Ähnlich bequem war’s im

Wendland, bei strömendem

Regen, Bodenfrost, Über-

nachtung im GruKw, Früh-

stück auf der Motorhaube

eines Streifenwagens etc.

„Nah dran“ war auch das Motto des 

Fotografen Jochen Tack, der über ein halbes 

Jahr lang die Polizei in NRW begleitete. 

Für die Bilder schleuderte er seine Ausrüstung 

durch ungezählte Streifenwagen. Er seilte 

sich mit Spezialeinheiten von 30 Meter 

hohen Häusern ab und fotografierte Tür-

sprengungen aus nächster Nähe, verfolgte, 

mit um den Hals baumelnden Kameras,

Drogendealer durch nächtliche Parkanlagen.



110 110

eine blutige und chaotische Nacht am

Schauplatz einer durch Schüsse beende-

ten Hochzeitsfeier mit 200 Gästen. Doch

am meisten beeindruckte ihn „die Sou-

veränität, mit der auch junge Beamte ein

aggressives Gegenüber ,runterreden’“.

Bierthers Reportage füllt die ersten fünfzig

Seiten des Buches „110 Reportagen

aus dem Alltag der Polizei“, das Ende Ok-

tober 2003 auf dem Büchermarkt er-

scheint. Insgesamt 224 Seiten sind mit

elf Reportagen und mehr als 500 Fotos

gefüllt. So bringt der Großbildband im

Panoramaformat auch gut 1,2 Kilo auf die

Waage. 

Die Idee zum Buch kam aus dem Kollegen-

kreis selbst. Jochen Tack, einer der „Streife-

Fotografen“, wurde oft angesprochen: Was

denn mit den Fotos passiere, die er bei

seinen Reportagen mache und die nicht

später gedruckt würden? „Mach doch ein

Buch draus“, hörte er häufig. „Erst dachte

ich, wen interessiert so ein Buch. Doch

irgendwann, beim Blick in eine Fernseh-

zeitung, wurde mir bewusst, wie oft das

Thema Polizei die Bildschirme beherrscht“,

sagt der 41-jährige Essener Fotograf, „also

müssen sich doch eine Menge Leute dafür

interessieren.“ Danach reifte die Idee

schnell, fand Unterstützung bei einem Ver-

lag, und es fanden sich zwei Journalistin-

nen und zwei Journalisten, die das Vorha-

ben ebenfalls spannend fanden. Alle vier

Texter hatten vorher nicht viel mit Polizei-

arbeit zu tun. „Mit Stefan Nink saß ich bei

der Vorbereitung für ein Buch über New

Orleans zusammen. Stefan ist einer der

renommiertesten Reisejournalisten im

Lande und kennt fast jede Ecke der Welt.

Wir haben viele Reportagen rund um den

Erdball gemacht“, erinnert sich Fotograf

Tack, „er war sofort begeistert und der

Mississippi erst einmal vergessen.“

Für die Bilder schleuderte die Ausrüstung

des Fotografen durch ungezählte Strei-

fenwagen. Tack seilte sich mit Spezial-

einheiten von 30 Meter hohen Häusern

ab, fotografierte Türsprengungen aus

nächster Nähe. Verfolgte, mit um den

Hals baumelnden Kameras, Drogendealer

durch nächtliche Parkanlagen. Stellte mit

viel Technik die Labore im Landeskrimi-

nalamt auf den Kopf. Ließ sich von Poli-

zeihunden anfallen und fotografierte da-

bei. Wurde von den Rotorwinden einer BO

105 umgeweht. Blaue Flecken, ein ka-

puttes Objektiv und viele dreckige Kla-

motten – Bilanz diverser Vollübungen der

Einsatzhundertschaften. 

Windig, nass und schnell erlebte auch

Stefanie Bisping die Polizeiarbeit. Die

freie Texterin aus Willich schreibt sonst

hauptsächlich für große Tageszeitungen

und Magazine von den schönsten Plätzen

der Erde. Ganz so weit reisen musste die

35-Jährige für ihre Buchrecherchen nicht.

Schloss Holte-Stuckenbrock war das ent-

fernteste Ziel. Die Schule für Diensthun-

deführer in der Senne hat Stefanie

Bisping noch gut in Erinnerung. Nicht
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Stefan Nink stand als fünfter

Mann in der Reihe des Plan-

zugriffteams des SEK Düsseldorf

im schummrigen Licht eines

Treppenhauses. Dicht neben der

Tür kauerten die Kollegen, mit

Helm, Schutzwesten, Maschinen-

pistolen, bereit für den Zugriff.

Näher war selten ein Journalist

bei der Arbeit von SEK’s.

Besonders nah ran

ging auch 

Patrick Bierther,

Journalist aus

Essen. 

Mehrere Dutzend

Schichten

verbrachte er 

auf der Wache 

und in den

Streifenwagen 

der Essener PI 1.



ganz so niedlich wie die Welpen in der

polizeieigenen Hundezucht waren die

„Kunden“ des Einsatztrupps der Auto-

bahnpolizei Eschweiler. Mit den Zivil-

fahndern raste die Autorin über die Au-

tobahn, um Drogenschmuggler zu fassen.

Im Schneckentempo ging es mit Martins-

horn durch eine Staukolonne auf der A 1

zu einem schweren Verkehrsunfall, mit

stundenlanger Totalsperrung. Nass wurde

es bei der dritten Reportage, auf der Was-

serschutzpolizei 15, bei Streifenfahrten

auf dem Rhein. Vom Winde verweht wa-

ren die Interviews bei der Fliegerstaffel:

Nicht nur die Rotoren der Hubschrauber

brachten das blonde Haar in Unordnung,

auch der Pilotenhelm samt Nachtsicht-

gerät taten der Frisur nicht gut. Ohne

zerzauste Haare kam die Journalistin

dann aber von ihren Recherchen aus

Duisburg, von den Zentralen Polizeitech-

nischen Diensten und aus Selm-Bork, aus

den Lehrsälen der PAI wieder an den hei-

mischen Schreibtisch.

Viel zu reisen, ist auch Annika Fischer

gewöhnt. Wenn auch weniger in die

beschaulich-schönen Plätze der Welt. Als

Reporterin der Westdeutschen Allgemei-

nen Zeitung in Essen muss sie oft auch

von unangenehmen, traurigen, brisanten

Ereignissen berichten. Ganz so schlimm

war’s im Wendland aber nicht, sehen wir

einmal ab von strömendem Regen, Boden-

frost, Übernachtung im Container und auf

der Rückbank eines GruKws, Frühstück auf

der Motorhaube eines Streifenwagens ...

Klingt nach Abenteuer, ist aber Alltag für

die Einsatzhundertschaften bei Großlagen.

Die Dortmunder Journalistin erlebte haut-

nah Einsätze der EHUs aus NRW beim

Castortransport, bei Rechts-Links-Demos,

bei Staatsbesuchen und im Fußball-

stadion. Die weiteste Reise führte die 32-

Jährige ins Kosovo. Fünf Tage lang reiste

sie durch das geschundene Land und

begleitete deutsche Polizisten im UN-Ein-

satz. Abends erlebte sie die herzliche

Gastfreundschaft der internationalen Trup-

pe und hörte viele persönliche Erzählun-

gen über das Leben in der „Mission“.

Ein wenig seltsam zu Mute wurde der Re-

porterin bei der Arbeit an ihrem längsten

Text. Mit weichen Knien trat sie durch die

Tür zu ihrem ersten Tatort mit einer Lei-

che. Doch als sie begriff, dass sie keine

Angst vor dem Tod hatte, sondern bloß

vor der eigenen Courage, schaute sie den

Bochumer Kriminalisten interessiert,

wenn auch betroffen, zu. Für das Kapitel

über die Kriminalpolizei tourte sie quer

durchs Land, suchte mit der Spurensiche-

rung grüne Krümel, verlor bei einem Ver-

folgungsrennen die Drogenfahnder aus

den Augen, und nach langen Tagen im

Landeskriminalamt Düsseldorf – mit Ex-

perten-Vorträgen über Fasern, Rausch-

gift, DNA-Analyse, Sprengstoff, Waffen,

organisierte Kriminalität, Phantombilder,

Fingerabdrücke... waren abends nicht nur

ihre Füße platt.

Fotograf Jochen Tack begleitete seine

vier TextkollegInnen mit der Kamera über-

all hin. Wie viele Gigabyte an Polizei-

fotos auf den Festplatten seines Compu-

ters gespeichert sind, zählt er längst

nicht mehr. „Nach dem Fotografieren

kommt die tagelange Arbeit am PC. Bilder

sortieren, bearbeiten, für das Layout aus-

wählen, mit den Textern abstimmen. Gra-

fiker briefen, welche Bilder wo zum Text

stehen müssen. Am Abend sieht man

dann nur noch Grün-Weiß und Blaulicht

und hat rechteckige Augen.“ 

Ende Oktober wird das Buch der fünf Re-

porter erscheinen. Ganz in „Polizei-

Grün“, nur die „Firmentelefonnummer“ –

110 –  auf dem Titel.

Redaktion Streife
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� UNCLE
MIKES 
PRO 3
DUTY HOLSTER
Corduraholster mit Zugriffssicherung. 
Passend für alle Dienstwaffen 
(Typ bitte immer angeben).

Best.-Nr.: 4368 99,– €

Besuchen Sie uns:
Mo. bis Fr.: 10.00 bis 18.00 Uhr

Sa.: 10.00 bis 15.00 Uhr
�

Neuen Farbkatalog 
abholen oder anfordern:

ENFORCER GmbH
Ubstadter Straße 36

76698 Ubstadt-Weiher
Tel. (0 72 51) 96 51-0
Fax (0 72 51) 96 51-14

Filiale BERLIN: Rankestr. 14
www.enforcer.de

� T-SHIRT
„WIR MACHEN AUCH
HAUSBESUCHE“
schwarz Best.-Nr.: 4263 H 15,– €

grün Best.-Nr.: 4264 H 15,– €

� Polizei-Bär
Ideal als Abschieds-, Gast- oder 
Genesungsgeschenk. Besser noch: 
man bestellt gleich für sich einen mit!

Best.-Nr.: 4800 22,– €
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mag ihn besonders wegen seiner

physischen Ruhe“, lobt die Regis-

seurin Esther Schweins den im

Westerwald geborenen und nahe

Köln lebenden CAVEMAN-Darstel-

ler. Der Vater dreier Kinder wird

mit hintersinnigem Witz, scharf-

sinnigen Analysen und garantier-

tem Wiedererkennungseffekt tiefe

Einblicke in die unterschiedlichen

Welten von Mann und Frau ge-

währen.

Tickets sind bei allen Vorver-

kaufsstellen erhältlich, telefo-

nisch unter den Ticket-Hotlines

02 11 / 73 44-0 und

0180/515253 0 (12 Cents/Min.)

sowie online unter www.bb-pro-

motion.com. Ticket-Preise von

20,– Euro bis 31,– Euro (zzgl. Ge-

bühren). Für die Vorstellungen

Mittwoch, Donnerstag und Sonn-

tag erhalten Schüler und Studen-

ten auf den regulären Kartenpreis

eine Ermäßigung von 20%, Be-

hinderte ab 80% Behinderung

plus eine Begleitperson eine Er-

mäßigung von 50%.

Vorstellungen vom 22. Oktober

bis 16. November 2003, täglich

außer Montag und Dienstag um

jeweils 19.30 Uhr.

Jetzt nur noch das richtige Lö-

sungswort auf einer ausreichend

frankierten Postkarte bis zum 27.

Oktober 2003 einsenden an:

Innenministerium NRW

Redaktion „Streife“

Kennwort: Oktober

Haroldstraße 5

40213 Düsseldorf

C a ve m a n
k o m m t  

w i e d e r  
z u r ü c k !

Das Kult-Stück mit Karl Bruch-

häuser in der Titelrolle endlich

wieder im Club des Capitol Thea-

ters Düsseldorf vom 22. Oktober

bis 16. November 2003 

Gewinnen Sie mit „Streife“ 

3 x 2 Karten für die Vorstellung

am 16. November 2003

Achtung: CAVEMAN jagt wieder!

Nach den täglich ausverkauften

Vorstellungen des vergangenen

CAVEMAN-Gastspiels im Frühjahr

2003 geht der „Höhlenmensch“

alias Karl Bruchhäuser im Club

des Capitol Theaters in Düsseldorf

endlich wieder auf die Jagd.

Das erfolgreichste Solo-Theater-

stück und Regie-Debut von Esther

Schweins – CAVEMAN – wird nun

im vierten Jahr in Deutschland

von seinen Zuschauern begeistert

aufgenommen und umjubelt. Al-

lein in Düsseldorf feierten bis

jetzt 47.750 Besucher den Weisen

aus der Urzeit. Zu seinem Herbst-

Gastspiel erwartet der Höhlen-

mensch jetzt seinen 50.000 Be-

sucher! CAVEMAN ist zum Kult ge-

worden im Club des Capitol Thea-

ters Düsseldorf und mit ihm Karl

Bruchhäuser, der in der Titelrolle

des „modernen Neandertalers“

das Publikum überzeugt. „Ich
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Vo r s c h a u  a u f  d i e  
November -Ausgabe

R ä t s e l g e w i n n e r  J u l i / A u g u s t  2 0 0 3

Redaktionsschluss für die November-Ausgabe war der
3. 10. 2003, für die Dezember-Ausgabe ist der 3. 11. 2003.

Auflösung des Preisrätsels in der 

„Streife Juli/August 2003“

Herzlichen Glückwunsch Martin Ganzert aus

Wermelskirchen. Sie haben den Kaffeeautomaten

KM 25 der Firma Daalderop gewonnen. Die

Redaktion „Streife“ wünscht Ihnen einen

hohen Genussfaktor. 

Wer nicht gewonnen hat, der kann dieses

Gerät für 195 € + MwSt. im Handel

erwerben. Mehr dazu im Internet

unter www.fst-geraete.de.

1.  Kr iminalprävent ives  Forum
des Landesprävent ionsrates
„Sozia le  Stadt  – Gesunde
Stadt  – S ichere  Stadt“
500 Teilnehmerinnen und Teilnehmer unterschiedlicher gesellschaftlicher

Gruppen trafen sich am 22. Juli 2003 im CongressCenter Düsseldorf auf

Einladung des Landespräventionsrates NRW. Die Schirmherrschaft hatte

Innenminister Dr. Fritz Behrens übernommen. Durch interdisziplinäre

Beiträge wurden die Themen Städtebau und Stadtentwicklung unter

Sozial-, Gesundheits- und Sicherheitsaspekten behandelt. In der Novem-

ber-Ausgabe der „Streife“ wird der Landespräventionsrat zu dieser Ta-

gung berichten.

Aus Blech wird Gold,  Te i l  2
Konkrete Hinweise für den täglichen Dienst: In der November-Ausgabe

wird auf die immer wiederkehrenden Indikatoren beim abgesprochenen

und provozierten Verkehrsunfall eingegangen. Außerdem sollen die

Anforderungen an Polizeibeamtinnen und -beamte bei der Unfallaufnah-

me erläutert werden. Der abschließende Beitrag in der Dezember-Ausga-

be beschäftigt sich dann mit der Sachbearbeitung. Mehr zu diesem

Thema, also weitere Grundinformationen und ein Info-Flugblatt, finden

Sie schon jetzt im Internetangebot des PP Wuppertal im Bereich

Vorbeugung.

Kongress  „Qual i tät
pol ize i l i cher  Arbeit“  2003
Auch der diesjährige Qualitätskongress fand im Haus der Technik in Essen

statt. Vor mehreren hundert Kolleginnen und Kollegen, unter ihnen auch

der Innenminister und der Inspekteur, präsentierten Polizeibehörden Vor-

träge zum Thema, die anschließend lebhaft diskutiert wurden. Darüber

und über die Aussprache zu aktuellen Themen wird in der nächsten Aus-

gabe berichtet.
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